
Die Wahl der Gesellschaftsform für eine Dorfladen-Bürgergesellschaft 
 

 Einzel- 
unter- 
neh-
men 

 
G b R  

bzw. GbR mbH 

 
 

O H G 

 
 

K G 

 
 

G m b H 

 
GmbH 

& Co. KG 

Unternehmergesellschaft 
inoffiziell: „Kleine GmbH“ 

„Mini-GmbH“  
Einführung: 1.11.2008 

Eignung für 
Dorfladen ? 

Nein J A JA JA JA JA JA 

Beispiele:  Lintler Laden Bendingbostel GbR 
Dorfladen Otersen GbRmbH 

   DORV 
Jülich-Barmen 

 

Mindest- 
kapital ? 

Nein Nein Nein  25.000 € 25.000 € 
(GmbH) 

1 €   *) 
nur Bareinlagen,  

keine Sacheinlagen 

Haftung ? JA – 
persönl
. 

Gesellschaftsvermögen und grundsätzlich  
persönliche Haftung 
 BGH-Urteil vom 27.9.1999 erteilt  
        „GbR mbH“ Absage ! 

 Hinweis auf Beschränkung der Haftung  
auf das Gesellschaftsvermögen nicht 
ausreichend 
 

 Für rechtswirksame Haftungs- 
beschränkung fordert BGH eine indi- 
vidualrechtliche Vereinbarung, also  
eine gesonderte Vereinbarung über 
Beschränkung der Haftung mit jedem  
einzelnen Geschäftspartner 

 
persön- 

lich 

min.  
1 Vollhafter = 
Komplementär,  
haftet 
persönlich  
min.  
1 Teilhafter = 
Kommanditist,  
haftet nur mit 
Kommandit- 
einlage 

 
nur  

GmbH- 
Gesell- 
schafts- 
kapital 

 

 
1 GmbH als 
Vollhafter 

 
mehrere  

Komman- 
ditisten  

(Teilhafter) 
haften nur  

mit 
Einlage 

Haftung nur mit UG-
Vermögen 

Firmierung  
„Unternehmergesellschaft 

(haftungsbeschränkt)“ 

oder 
„UG (haftungsbeschränkt)“ 

 

*) Rücklagenbildung i.H. von 
25 % vom Gewinn bis das 
Stammkapital einer normalen 
GmbH (=25.000 €) erreicht ist, 
dann Umwandlung dieser 
Rücklage in Stammkapital 
„Mini-GmbH“ wird dann zur 
„GmbH“ 

Entschei- 
dungs- 
Spielraum ? 

JA JA JA JA Nein JA JA 

Wenige 
Formalitäten 
? 

JA JA Nein 
 

Nein 
 

Nein 
 

Nein Nein 

Eintrag i.d. 
Handels- 
register ? 

i.d.R. 
Nein  

Nein JA JA JA JA JA 

Gründungs- 
kosten ? 

250 – 
400 € 

sehr gering ! 500 € 500 € 1.300 € 1.500  
– 2.000 € 
 

ca. 350 € 

Aufname  
von Gesell- 
schaftern ? 
Übertragung  
von Gesell- 
schafts- 
anteilen ? 

 gem. GbR-Vertrag 
relativ einfach 
- ohne Notar 
- ohne Handelsregister 

 - Einschaltung  
  Notar 
- Eintragung  
  im 
  Handels- 
  register 

kaum  
praktikabel 
bei Kapital- 
erhöhung 
- Notar und 
- Handels- 
  register 
erforderlich 

- notarielle  
  Beglaubigungen 
- Handels-  
  register 
- hohe    
  Einzelkosten 
 
 

 



 

  

Genossenschaft 

 

Verein e.V. 

 

Kleine AG  
– nicht börsennotiert 

Eignung für 
Dorfladen ? 

JA grundsätzlich JA 

i.d.R. Verein als Rechtsform 

eher für einen Förderverein für 

einen Dorfladen 

grundsätzlich JA 

Beispiele: Dorfladen Schöngeising eG  

Dorfladen Schomburg eG 

www.schomburgerladen.de/index.php 

Unser Laden Roringen e.V. 

(Göttingen) 

„Bürger für Böhlen e.V.“ 

Dorfladen Böhlen, Thüringen 

 

 

Mindest- 
kapital ? 

Das Aufbringen eines Mindestkapitals, wie 
etwa das Stammkapital von GmbH oder AG, ist 
für die Gründung einer Genossenschaft nicht 
erforderlich 

 

nein 

 
50.000 € 

min. 25 % in Bar 

Haftung ? Genossenschaft ohne Haftpflicht: Die Genossen 
haften im Insolvenzfall nur mit ihrer 
geleisteten Einlage. Darüber hinaus haftet nur 
die Genossenschaft als Körperschaft. 

Nur mit 

Vereinsvermögen 

 

evtl. Verein als Vollhafter 

in GmbH & Co. KG 

 
z.B. 50.000 €  Kapital aufgeteilt  
in 200 Namens-Aktien  á 250 €  
 
Haftung nur mit Aktienkapital 

Breiter 
Entschei- 
dungs- 
Spielraum ? 

Bei kleinen Genossenschaften (bis 1 Mio. € 
Bilanzsumme und 2 Mio. € Umsatzerlöse) 
findet keine formelle Jahresabschlussprüfung 
mehr statt. Der Jahresabschluss wird zwar immer 
noch angeschaut, aber nicht so intensiv, wie bei 
einer formellen Jahresabschlussprüfung. 

  
JA 
Keine Börsennotierung 
keine Aktien-Verbriefung 
 

Wenige 
Formalitäten ? 

Nein  Nein 

Eintrag i.d. 
Handelsregister ? 

Nein - Eintrag in 

Genossenschaftsregister 

nein - Eintrag in 

Vereinsregister 

Keine Gemeinnützigkeit 

 
JA 

Gründungskosten ? 
unverbindlich  

 geringe Kosten - Notarkosten  

für Eintrag ins Vereinsregister 

ca. 1.500 – 2.000 € 

Aufname  
von Gesell-  
schaftern ? 
Übertragung  
von Gesell-  
schaftsanteilen ? 

relativ einfach nicht Gesellschafter,  

sondern Vereinsmitglied 

keine Anteils-Zeichnung, 

sondern Zahlung „Einmal-

Beitrag“ – ohne 

Rückzahlungsanspruch 

 

Gesellschafter bleiben  
anonym - ab 2 Aktionäre entfällt Meldepflicht im 
Handelsregister. Übertragung ohne notarielle  
Beurkundung, nur mit  
Zustimmung des  
AG-Vorstandes 

 

      Autor: Günter Lühning, Otersen – aufgestellt: Herbst 2000 – aktualisiert für Dorfladen-Projekt in Gemeinde Steinau: 08.11.2009      



Satzung der Genossenschaft 
Dorfläden Schomburg eG

§ 1 Name, Sitz, Gegenstand
(1) Die Genossenschaft heißt  Dorfläden Schomburg 
eG. Sitz ist Wangen im Allgäu.
(2) Zweck der Genossenschaft ist die Förderung des Er-
werbs und der Wirtschaft der Mitglieder durch gemein-
schaftlichen Geschäftsbetrieb und die Förderung der so-
zialen und kulturellen Belange der Mitglieder.
3) Der Gegenstand der Genossenschaft ist der gemein-
schaftliche Einkauf von Bedarfsgütern aller Art im 
Großen und Abgabe im Kleinen, durch den Betrieb und 
den Unterhalt von Verkaufsläden. Die Genossenschaft 
soll insbesondere Erzeugnisse regionaler, nachhaltiger 
landwirtschaftlicher Produktion berücksichtigen.
(4) Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig. 
(5) Die Genossenschaft kann sich an anderen Unterneh-
men beteiligen.

§ 2 Geschäftsanteil, Zahlungen, Rücklagen, Nach-
schüsse, Rückvergütung, Verjährung
(1) Der Geschäftsanteil beträgt 150,00 €. Er ist sofort in 
voller Höhe einzuzahlen. Für die Hälfte des Geschäfts-
anteils kann der Vorstand Ratenzahlung binnen zwei 
Jahren zulassen.
(2) Die Mitglieder können mehrere Geschäftsanteile 
übernehmen.
(3) Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein 
Eintrittsgeld festgelegt werden, das den Rücklagen zu-
geführt wird.
(4) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 20% des 
Jahresüberschusses zuzuführen, bis mindestens 100% 
der Summe der Geschäftsanteile erreicht sind. 
(5) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nach-
schüssen verpflichtet. 
(6) Die Mitglieder haben Anspruch auf die vom Vorstand 
beschlossene Rückvergütung.
(7) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, Rückver-
gütungen und Auseinandersetzungsguthaben verjähren 
in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge werden den 
Rücklagen zugeführt.

§ 3 Generalversammlung
(1) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare 
Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder einberufen. Die 
Einladung muss mindestens 17 Kalendertage vor der 
Generalversammlung abgesendet werden. Ergänzun-
gen und Änderungen der Tagesordnung müssen spä-
testens zehn Kalendertage vor der Generalversamm-
lung abgesendet werden. Benachrichtigungen der Mit-
glieder können auch per Fax oder auf elektronischem 
Wege erfolgen.
(2) Jede ordnungsgemäß einberufene Generalversamm-
lung ist unabhängig von der Zahl der Teilnehmer be-
schlussfähig.
(3) Jedes Mitglied hat eine Stimme.
(4) Die Generalversammlung bestimmt die Versamm-
lungsleitung auf Vorschlag des Aufsichtsrates.
(5) Die Generalversammlung beschließt eine Geschäfts-
ordnung.
(6) Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.
(7) Die Generalversammlung wählt die Mitglieder des 
Aufsichtsrates. Sie bestimmt ihre Anzahl und Amtszeit.

§ 4 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitglie-
dern. Er wird vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. 
Der Aufsichtsrat bestimmt die Amtsdauer.
(2) Der Vorstand kann auch schriftlich, telefonisch und 
auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen. 
(3) Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden vom 
Aufsichtsrat im Rahmen der Richtlinien der Generalver-
sammlung abgeschlossen. 
(4) Der Vorstand führt die Genossenschaft in eigener 
Verantwortung. Er bedarf der Zustimmung des Auf-
sichtsrates für die Aufstellung des Wirtschaftsplans, für 
außerplanmäßige Geschäfte, deren Wert 4.000,00 € 
übersteigt, bei wiederkehrenden Leistungen berechnet 
für die Frist bis zur möglichen Vertragsbeendigung, so-
wie für Geschäftsordnungsbeschlüsse. Die Zustimmung 
kann für gleichartige Geschäfte generell erteilt werden.

§ 5 Aufsichtsrat
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitglie-
dern. Er wird einzeln vertreten vom Vorsitzenden oder 
von dessen Stellvertreter.
(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung 
teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch 
und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, wenn 
kein Aufsichtsratsmitglied der Beschlussfassung wider-
spricht.
(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Leitung der Genos-
senschaft, berät den Vorstand und berichtet der Gene-
ralversammlung.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft, Ausschluss, 
Auseinandersetzung
(1) Die Kündigungsfrist beträgt ein Jahr zum Schluss 
des Geschäftsjahres. Die Kündigung kann jedoch frühe-
stens zum 31.12.2012 erklärt werden.
(2) Mitglieder, die die Genossenschaft schädigen, kön-
nen ausgeschlossen werden.
(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, der Genossenschaft 
ihre Anschrift mitzuteilen. Nicht erreichbare Mitglieder 
können ausgeschlossen werden.
(4) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Ge-
gen den Ausschlussbeschluss kann binnen sechs Wo-
chen nach Absendung beim Aufsichtsrat Widerspruch 
eingelegt werden (Ausschlussfrist). Erst nach der Ent-
scheidung  des Aufsichtsrats kann der Ausschluss ge-
richtlich angefochten werden. Über Ausschlüsse von 
Mitgliedern des Vorstandes oder Aufsichtsrats entschei-
det die Generalversammlung.
(5) Beim Auseinandersetzungsguthaben werden Ver-
lustvorträge anteilig abgezogen.

§ 7 Bekanntmachungen 
Bekanntmachungen, deren Veröffentlichung vorge-
schrieben ist, erfolgen unter der Firma der Genossen-
schaft im Amtsblatt der Stadt Wangen, Wangen im All-
gäu.

Stand: 18. Januar 2008



 Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR)  

(= BGB-Gesellschaft)  
 

 

 

I. Begriffsbestimmungen und wesentliche Merkmale  

 

I. A. Begriffsbestimmungen:  

 

Ein Gewerbe liegt vor bei einer selbständigen, nach außen erkennbaren, legalen 

Tätigkeit, die auf Dauerhaftigkeit und Gewinnerzielung angelegt ist und kein freier Beruf 

(z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Steuerberater, etc.) sowie keine Urproduktion 

(Landwirtschaft, etc.) ist. 

 

In Deutschland herrscht Gewerbefreiheit. Jeder, der ein Gewerbe ausüben will, hat 

grundsätzlich dazu das Recht. 

 

Die GbR ist eine auf einem Gesellschaftsvertrag beruhende Personenvereinigung ohne 

Rechtsfähigkeit zur Förderung eines von den Gesellschaftern gemeinsam verfolgten 

Zweckes. Die §§ 705-740 BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) enthalten das Recht der GbR 

im Allgemeinen. In Deutschland kann eine GbR auch ein auf Gewinnerzielung 

ausgerichtetes Gewerbe betreiben.  

 

Ein Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, kann auf zwei verschiedene Arten 

organisiert werden bzw. deren Rechtsverhältnisse können nach unterschiedlichen 

Gesetzen geregelt sein. Wie jedes Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, muss auch 

die GbR die Regelungen der Gewerbeordnung (GewO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 1. Januar 1987 beachten. Unternehmen ab einer gewissen 

Größenordnung und außerdem freiwillig ins Handelsregister eingetragene Unternehmen 

fallen zusätzlich unter die organisationsrechtlichen Regelungen des Handelsgesetzbuchs 

(HGB). Das HGB nennt sie Kaufmann unabhängig davon, ob sie ein Handelsgewerbe im 

engeren herkömmlichen Sinne betreiben. 

 

Kaufleute sind verpflichtet, sich ins Handelsregister eintragen zu lassen. Unternehmen, 

die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, der nicht in kaufmännischer 

Weise eingerichtet sein muss, brauchen nicht ins Handelsregister eingetragen werden. 

Sie sind dagegen nur verpflichtet, beim zuständigen Gewerbeamt ein Gewerbe 

anzumelden. Zur Unterscheidung zum Kaufmann nennt man diese Unternehmen 

kleinerer Größenordnung Kleingewerbetreibende (KGT) oder auch nur Gewerbetreibende. 

Diese Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, der 

nicht in kaufmännischer Weise eingerichtet ist, können sich (freiwillig) in das 

Handelsregister eintragen lassen und gelten damit als Kaufmann mit allen Rechten und 

Pflichten. Aus einer GbR wird durch die Eintragung eine oHG. 

 

Sind mehrere Personen Inhaber eines ein Kleingewerbe betreibenden Unternehmens, so 

bezeichnet man diese Unternehmensstruktur als Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). 

 

Die von mehreren Personen gebildete Gesellschaft von Kaufleuten dagegen 

heißt OHG.  

 

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich ausschließlich auf ein gewerbetreibendes 

Unternehmen, das sich in Form einer GbR organisiert hat. 

 

Da für die GbR nur wenige zwingende gesetzliche Vorschriften existieren, bleibt ein sehr 

breiter Raum für eine Einzelfallgestaltung. Wegen dieser außerordentlichen 

Anpassungsfähigkeit und weil für ihre Errichtung keine besonderen Form- oder 

Prüfungsvorschriften zu erfüllen sind, ist ihr Anwendungsbereich sehr weit zu sehen. Der 

Hauptnachteil ist die unbeschränkte Haftung aller Gesellschafter. 

 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/ohg/


I. B. Wesentliche Merkmale  

 

Gesellschaftsform 

 

Die GbR ist die Grundform aller Personengesellschaften. Sie ist eine Personengesellschaft 

einfachsten Typs. Zu ihr können sich mindestens zwei Kleingewerbetreibende zur 

gemeinsamen Ausübung des Gewerbes zusammenschließen. 

 

Kapital  

 

Das Gesellschaftsvermögen ist Teil des Vermögens der Gesellschafter (zur gesamten 

Hand). 

 

Verfassung, Organe  

 

Die GbR besitzt keine Rechtspersönlichkeit. Sie ist also nicht selbst Trägerin von Rechten 

und Pflichten. Statt dessen treffen die einzelnen Gesellschafter persönlich die Rechte und 

Pflichten. Die Gesellschafter üben die Geschäftsführung gemeinschaftlich aus. 

 

Rechtsverhältnisse der Gesellschafter, Haftung  

 

Die Gesellschafter selbst sind keine Kaufleute. Für Gesellschaftsschulden haftet das 

Gesellschaftsvermögen, sowie alle Gesellschafter persönlich und unbeschränkt mit ihrem 

privaten Vermögen als Gesamtschuldner. Eine Haftungsbeschränkung ist möglich, gilt 

aber nur gegenüber informierten Dritten. 

 

Die Mitglieder der GbR sind wie alle selbständig Tätigen in Deutschland normalerweise 

nicht sozialversicherungspflichtig (Rentenversicherung, Krankenversicherung, soziale 

Pflegeversicherung und Arbeitslosenversicherung). Eine freiwillige Weiterversicherung in 

der gesetzlichen Krankenversicherung ist für ehemalige Angestellte möglich. Außerdem 

besteht die Möglichkeit, eine Pflichtversicherung oder eine freiwillige Versicherung in der 

gesetzlichen Rentenversicherung zu beantragen. In einigen Branchen ist auch ein 

Unternehmer versicherungspflichtig in der gesetzlichen Unfallversicherung 

(Berufsgenossenschaften), wenn er keine Arbeitnehmer beschäftigt. 

 

 

II. Die Gründung einer GbR  

 

II. A. Wichtigste Erfordernisse  

 

Gesellschafter  

 

Die GbR entsteht durch Gesellschaftsvertrag von mindestens zwei Gesellschaftern. 

Gesellschafter können natürliche und juristische Personen, auch ausländische, sein. Auch 

können sich Personenhandelsgesellschaften als Gesellschafter beteiligen. 

 

Ein Wechsel der Gesellschafter ist nur mit Zustimmung aller Gesellschafter möglich, falls 

der Vertrag nichts anderes bestimmt. 

 

Kapital  

 

Ein Mindestkapital ist nicht erforderlich. 

 

Gegenstand  

 

Als gemeinsamer Zweck kommt jeder gesetzlich erlaubte in Betracht (z. B. auch 

Handwerk oder sonstige Dienstleistungen). Im Gegensatz zur oHG und KG betreibt die 

GbR kein kaufmännisches Unternehmen.  



 

Die GbR betreibt dann nach Art und Umfang ein Gewerbe, das nicht kaufmännisch 

geführt werden muss, wenn ihr Geschäftsbetrieb nur eine geringe Größe erreicht hat. 

Dies ist der Fall, wenn die Gesellschafter allein oder mit wenigen Mitarbeitern oder nicht 

Vollzeit tätig sind, der Umsatz oder die Kreditaufnahme gering ist, die Geschäftsvorgänge 

insgesamt keine besondere Dimension erreicht haben. Für die Beurteilung eines 

Unternehmens, ob es kaufmännisch geführt werden muss, ist im Einzelnen insbesondere 

auf den Jahresumsatz, Art und Umfang der Geschäftsvorgänge, Kreditaufnahme, Größe 

der Geschäftsräume, Beschäftigtenanzahl, Art der Buchführung, etc. abzustellen. Wird 

eine je nach Branche verschiedene Größenordnung überschritten, (z. B. infolge des mit 

den Jahren gestiegenen Geschäftsvolumens), so wird aus der GbR automatisch eine oHG, 

ohne dass es darauf ankommt, ob sie im Handelsregister eingetragen ist. Auf sie sind 

dann auch die organisationsrechtlichen Vorschriften des HGB anzuwenden. Sie ist 

verpflichtet, sich in das Handelsregister eintragen zu lassen. 

 

Name der Gesellschaft  

 

Die GbR hat keinen Firmennamen. Ihre Unternehmensbezeichnung muss alle 

Familiennamen mit ausgeschriebenen Vornamen aller Gesellschafter enthalten. Zusätze, 

die den Eindruck erwecken könnten, es handele sich um eine im Handelsregister 

eingetragene Firma, sind nicht zulässig. In einigen Branchen (Apotheken, Gaststätten 

etc.) dürfen allerdings traditionell Geschäftsbezeichnungen 

(Etablissementbezeichnungen) geführt werden. 

 

 

II. B. Form- und Publizitätsvorschriften  

 

Gesellschaftsvertrag  

 

Für den Abschluss des Gesellschaftervertrages ist keine Form vorgeschrieben. Selbst ein 

schriftlicher Vertrag muss nicht abgeschlossen werden. Dies ist allerdings aus Gründen 

der Rechtssicherheit zu empfehlen. Da keine Formvorschriften bestehen, entsteht die 

GbR nach außen spätestens durch öffentliches Auftreten (Beteiligung am Markt). 

 

Im Gesellschaftsvertrag sollte geregelt werden: Gegenstand, Art und Umfang der 

Einlagen der Gesellschafter, Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis, Gewinn- und 

Verlustverteilung, Beendigung der Gesellschaft und Ausscheiden von Gesellschaftern. 

 

Gesellschafterbeschlüsse sind einstimmig zu fassen, falls der Gesellschaftsvertrag nichts 

anderes bestimmt. 

 

Kapitalausstattung  

 

Das Gesellschaftsvermögen bildet als Gesamthandsvermögen ein selbständiges 

Sondervermögen im Verhältnis zu dem Vermögen der einzelnen Gesellschafter. 

 

Die Einlage eines Gesellschafters kann in Geld, Sachwerten oder in der Leistung von 

Diensten bestehen. 

 

Bestellung der Organe  

 

Besondere Geschäftsführungsorgane existieren neben den Gesellschaftern nicht. 

 

Erfüllung der Publizitätsvorschriften  

 

Die GbR kann nicht ins Handelsregister eingetragen werden. 

 

 



III. Funktionsweise der GbR  

 

III. A. Die Geschäftsleitung der GbR  

 

Handelnde Organe  

 

Geschäftsführung nach innen  

 

Die Geschäftsführung wird gemeinsam ausgeführt (Prinzip der Selbstorganschaft). Es gilt 

Gesamtgeschäftsführungsbefugnis. Zu jedem Geschäft ist grundsätzlich die Zustimmung 

aller Gesellschafter notwendig. Außerdem ist es möglich, dass die Gesellschafter für den 

Einzelfall einen oder mehrere Gesellschafter mit der Ausführung bestimmter Geschäfte 

betrauen. Es können auch andere Vereinbarungen getroffen werden. 

 

Vertretung nach außen  

 

Die Vertretung nach außen gegenüber Dritten erfolgt durch die Gesellschafter. Der 

Umfang der Vertretungsmacht entspricht den getroffenen Vereinbarungen. Sie kann 

beliebig eingeschränkt werden. Mögliche Einschränkungen der Vertretungsmacht müssen 

für Dritte erkennbar sein. Falls nichts anderes bestimmt ist, besteht entsprechend der 

Gesamtgeschäftsführung auch Gesamtvertretungsmacht. Rechtsgeschäfte sind somit nur 

bindend, wenn sie von allen Gesellschaftern gemeinsam abgeschlossen wurden. 

Bestimmt der Gesellschaftsvertrag Einzelgeschäftsführung, so kann dies auch 

Einzelvertretungsmacht bedeuten. 

 

Pflicht zur Namensangabe  

 

Die GbR ist wie alle Gewerbetreibende verpflichtet, die Familiennamen aller 

Gesellschafter mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen am Eingang ihrer 

Betriebstätte anzubringen. Diese Angaben sind auch auf jedem Geschäftsbrief zu 

machen. 

 

III. B. Kontrolle und Jahresabschluss  

 

Kontrolle durch die Gesellschafter  

 

Auch nicht geschäftsführende Gesellschafter haben ein Recht auf persönliche 

Unterrichtung über die Angelegenheiten der Gesellschaft. Sie können zu diesem Zwecke 

Geschäftsbücher und Papiere einsehen. 

 

Buchführung und Jahresabschluss  

 

Als nicht kaufmännisches Unternehmen ist die GbR nicht verpflichtet, kaufmännische 

Bücher zu führen. Sie kann die Geschäftsvorgänge (insbesondere für das Finanzamt) 

auch in Form eines Kassenbuchs oder durch Einnahme/Überschussrechnung 

dokumentieren. 

 

IV. Steuern 

 

Die GbR ist eine Personengesellschaft. Personengesellschaften selbst unterliegen weder 

der Einkommensteuer noch der Körperschaftsteuer. Der Gewinn wird vielmehr einheitlich 

und gesondert festgestellt und unmittelbar den Gesellschaftern zugerechnet. Bei den 

Gesellschaftern unterliegen die Gewinnanteile der Einkommensteuer oder aber der 

Körperschaftsteuer, je nachdem welche Rechtsform sie haben.  
 
Quelle: http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/gbr/ 
 

 
  



 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mustervertrag 

 

Gründung einer 

BGB-Gesellschaft (GbR) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: 1. Januar 2009 

 

 



 
 
 
 
Vorwort 
 
Der Unternehmer schließt im Laufe seiner Geschäftstätigkeit eine Vielzahl von Verträgen ab. 

Um eine Orientierungshilfe zu bieten, stellen die hessischen Kammern Musterverträge zur 

Verfügung. 

 

Bei vertragsrechtlichen Einzelfragen sollte jedoch grundsätzlich fachkundiger Rat, sei es bei 

den Industrie- und Handelskammern oder Rechtsanwälten, eingeholt werden. Eine Liste der 

Industrie- und Handelskammern in Hessen ist im Anhang beigefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis zur Benutzung des Mustervertrages:  

 

Dieses Vertragsformular wurde mit größter Sorgfalt erstellt, erhebt aber keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit und Richtigkeit. Es ist als Checkliste mit Formulierungshilfen zu verstehen 

und soll nur eine Anregung bieten, wie die typische Interessenlage zwischen den Parteien 

sachgerecht ausgeglichen werden kann. Dies entbindet den Verwender jedoch nicht von der 

sorgfältigen eigenverantwortlichen Prüfung. Der Mustervertrag ist nur ein Vorschlag für eine 

mögliche Regelung. Viele Festlegungen sind frei vereinbar. Der Verwender kann auch 

andere Formulierungen wählen. Vor einer Übernahme des unveränderten Inhaltes muss 

daher im eigenen Interesse genau überlegt werden, ob und in welchen Teilen 

gegebenenfalls eine Anpassung an die konkret zu regelnde Situation und die 

Rechtsentwicklung erforderlich ist. Auf diesen Vorgang hat die Industrie- und 

Handelskammer natürlich keinen Einfluss und kann daher naturgemäß für die Auswirkungen 

auf die Rechtsposition der Parteien keine Haftung übernehmen. Auch die Haftung für leichte 

Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen. Falls Sie einen maßgeschneiderten Vertrag 

benötigen, sollten Sie sich durch einen Rechtsanwalt Ihres Vertrauens beraten lassen.  

 
 



 
 
 
 

Standardvertrag zur Gründung einer 

BGB-Gesellschaft (GbR)  *) 

 
I. Allgemeines 
 

Die GbR ist der Zusammenschluss von zwei oder mehreren natürlichen oder juristischen 
Personen zur Erreichung eines gemeinsamen Zweckes. Sie ist der Grundtypus der 
Personengesellschaften und eignet sich für den auf Dauer angelegten Betrieb 
kleingewerblicher Unternehmungen durch mehrere Personen oder für die dauerhafte 
Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer auf einem Teilgebiet, z.B. Werbung. Die GbR ist 
nach neuerer Rechtsprechung des BGH rechtsfähig und parteifähig, soweit sie als 
Teilnehmer am Rechtsverkehr eigene vertragliche Rechte und Pflichten begründet, kann 
also selbst vor Gericht klagen und verklagt werden, hat aber keine Organe und keine Firma 
im Sinne des § 17 HGB. Ihr ist es gestattet, eine Geschäftsbezeichnung zu führen, aus der 
sich Name und Gegenstand der Gesellschaft ergeben. 
 
Die GbR zeichnet sich durch eine hohe Flexibilität des Gesellschaftsverhältnisses aus, da 
sich aus dem Gesetzestext nur wenige zwingende Regelungen ergeben. 
 
Sofern es sich bei dem Gesellschaftszweck um den dauerhaften Betrieb eines 
Grundhandelsgewerbes handelt, ist die GbR nur dann als Rechtsform zu verwenden, wenn 
es sich nicht um ein kaufmännisches Unternehmen handelt d. h. bei Handels- oder 
Produktionsbetrieben, die einen Jahresumsatz von ca. € 250.000,- nicht erreichen. Bei 
einem Jahresumsatz über € 250.000,- wird dieser Betrieb unter Umständen zu einer 
Personenhandelsgesellschaft, für die besondere gesetzliche Bestimmungen des HGB gelten 
und deren Eintragung im Handelsregister obligatorisch ist. Soweit nur ein vorübergehender 
Zweck, wie etwa die Durchführung eines einzelnen gemeinsamen Projektes in Frage steht, 
kommt es auf die Frage der Kaufmannseigenschaft nicht an, selbst wenn ein hoher Umsatz 
erzielt wird. 
Mit der (auch fakultativen) Eintragung im Handelsregister wird aus der GbR eine OHG. 
 
 
II. Gesellschaftsvertrag 
 

Die GbR kommt durch einen Gesellschaftsvertrag zustande, den mindestens zwei 
Gesellschafter abschließen, die sowohl natürliche als auch juristische Personen sein können. 
Dieser Vertrag bedarf keiner besonderen Form. Zur Vermeidung von Streitigkeiten und aus 
Beweiszwecken empfiehlt sich allerdings die Schriftform. 
 
Die schriftliche Vereinbarung sollte aus den genannten Gründen auf jeden Fall Namen und 
Anzahl der Gesellschafter, den gemeinsamen geschäftlichen Zweck, möglicherweise 
Angaben über die Erreichung dieses Zweckes sowie die von den Gesellschaftern zu 
erbringenden Beiträge enthalten. Beiträge sind dabei gesetzlich nicht vorgeschrieben und 
können in einer Geld-, Sach- oder Arbeitsleistung bestehen. 
 
 
III. Rechte und Pflichten der Gesellschafter 
 

Grundsätzlich ist, wie überall im Gesellschaftsrecht, zwischen dem Innenverhältnis, d. h. der 
inneren Verwaltung und der Tätigkeit für die Gesellschaft, und dem Außenverhältnis, d. h. 
der Möglichkeit, Geschäfte für die Gesellschaft mit bindender Wirkung abzuschließen, zu 
unterscheiden. 
 
*) Bitte beachten Sie den Benutzerhinweis! 



 
 
 
 
Sowohl die Geschäftsführungsbefugnis als auch das Vertretungsrecht stehen grundsätzlich 
den Gesellschaftern nur gemeinsam zu mit der Folge, dass für jede Art von Tätigkeit die 
Zustimmung aller Gesellschafter notwendig ist. Von dieser grundsätzlichen gesetzlichen 
Regelung kann im Gesellschaftsvertrag abgewichen werden. Denkbar ist z.B. die 
Beschränkung der Geschäftsführungsbefugnis in der Weise, dass die Anschaffung 
bestimmter Gegenstände an eine Höchstsumme gekoppelt wird. Denkbar ist weiterhin, die 
Geschäftsführung nach Bereichen aufzuteilen, d. h. z.B. einem Gesellschafter die Produktion 
und einem anderen das Rechnungswesen zu übertragen. Grundlegende Entscheidungen 
sollten jedoch in jedem Falle der Zustimmung aller Gesellschafter vorbehalten bleiben, um 
keine unnötigen Streitigkeiten aufkommen zu lassen. 
 
Die Geschäftsführung kann im Gesellschaftsvertrag auch einem Dritten, der nicht 
Gesellschafter ist, übertragen werden. 
 
Diese grundsätzlich freie Vertragsgestaltungsmöglichkeit unterliegt allerdings gewissen 
Grenzen: 
 
Kann eine oder können mehrere Personen alleine, d. h. ohne Zustimmung der anderen 
Gesellschafter, handeln, dann steht jedem anderen Gesellschafter ein Widerspruchsrecht zu 
mit der Folge, dass bei Widerspruch das Geschäft unterbleiben muss. 
 
Jedem von der Geschäftsführung ausgeschlossenen Gesellschafter steht ein Kontrollrecht 
zu, um sich jederzeit informieren zu können. Der ausgeschlossene Gesellschafter erhält 
dadurch Einsicht in die Geschäftsbücher und Papiere der Gesellschaft. Dieses Kontrollrecht 
ist nicht abdingbar. 
 
Da die unterschiedliche Verteilung von Geschäftsführungsbefugnissen in der Regel nur das 
Innenverhältnis berührt, hat sie im Normalfall keine Auswirkung auf die Rechtsverhältnisse 
nach außen. Die Gesellschaft muss sich daher auch die Geschäfte, die ein Gesellschafter 
ohne Vertretungsmacht für sie abgeschlossen hat, in der Regel zurechnen lassen. 
 
 
IV. Gesellschaftsvermögen 
 

Das Vermögen der Gesellschaft besteht aus den Beiträgen der Gesellschafter sowie dem 
Gewinn aus der Geschäftstätigkeit. Es stellt ein Sondervermögen dar, an dem alle 
Gesellschafter beteiligt sind und über das nur alle zusammen verfügen können 
(Gesamthandvermögen). An den gemeinsamen Anschaffungen erwerben die Gesellschafter 
gemeinschaftliches Eigentum. 
 
 
V. Haftung der Gesellschaft 
 

Für Verbindlichkeiten aus Verträgen, die im Namen der Gesellschaft abgeschlossen werden, 
haftet das Gesellschaftsvermögen und jeder Gesellschafter grundsätzlich unbeschränkt auch 
mit seinem gesamten Privatvermögen. Dabei kann ein Gesellschafter von einem potentiellen 
Gläubiger auch alleine in Anspruch genommen werden. In diesem Falle kann er von den 
übrigen Gesellschaftern nach deren Beteiligung am Gesellschaftsvermögen im 
Innenverhältnis anteiligen Ausgleich verlangen. Wird im Gesellschaftsvertrag keine 
abweichende Vereinbarung getroffen, so haften alle Gesellschafter zu gleichen Teilen. 
 



 
 
 
 
VI. Haftungsbegrenzung der GbR 
 

Es besteht nach ständiger Rechtsprechung des BGH die Möglichkeit, dass die 
Gesellschafter einer GbR ihre Haftung in der Weise auf das Gesellschaftsvermögen 
begrenzen, dass die Vertretungsmacht des geschäftsführenden Gesellschafters vertraglich 
beschränkt wird und diese Beschränkung für Dritte erkennbar ist.  
 
Dies muss den jeweiligen Geschäftspartnern gegenüber in jedem Einzelfall stets deutlich 
und unmissverständlich klar gemacht werden! Die persönliche Haftung der Gesellschafter 
bürgerlichen Rechts kann nicht durch einen bloßen Namenszusatz oder einen anderen 
Hinweis, für Verpflichtungen nur beschränkt einstehen zu wollen, beschränkt werden. Für 
eine wirksame Haftungsbeschränkung bedarf es stets einer individualvertraglichen 
Vereinbarung. 
 
Der Gesetzgeber habe nach Ausführungen des BGH nicht an eine Verselbständigung der 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts zu einer verpflichtungsfähigen Rechtsperson, welche 
zusätzlich oder an Stelle der Gesellschafter als Schuldner der in der Gemeinschaft 
gegründeten Verbindlichkeiten betrachtet werden konnte, gedacht, wie beispielsweise § 714 
BGB zeige. Eine Haftungsbeschränkung durch einseitigen Akt der Gesellschaft würde 
entgegen dem System des geltenden Rechts im Ergebnis wie die Schaffung einer neuen 
Gesellschaftsform wirken, bei der den Gläubigern nur das – ungesicherte – 
Gesellschaftsvermögen haftet. Hierfür besteht für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts kein 
Bedürfnis. 
 
Auch den kleingewerblichen und vermögensverwaltenden Gesellschaften stehen darüber 
hinaus – so der BGH – nunmehr aufgrund des durch das Handelsrechtsreformgesetz neu 
gefassten § 105 Abs. 2 HGB die Rechtsform der Personenhandelsgesellschaften offen, also 
auch die Möglichkeit der Haftungsbeschränkung durch Wahl der Rechtsform der 
Kommanditgesellschaft.  
 
Die Abkürzung „GbR mbH“, deren Gebrauch schon aus firmenrechtlichen Aspekten auf 
Grund möglicher Verwechslungen mit der GmbH wenn überhaupt statthaft so jedoch sehr 
bedenklich ist, reicht also nicht aus. Auch die Angabe der Haftungsbeschränkung z.B. in 
einer Fußnote erscheint mehr als zweifelhaft und ist nicht ratsam, da aus objektiver 
Empfängersicht die beabsichtigte Haftungsbeschränkung mangels Erkennbarkeit 
möglicherweise unwirksam wäre. Die Verwendung einer GbR mit beschränkter Haftung ist 
daher nur unter höchster Vorsicht geboten. Im Zweifel sollte ein im Gesellschaftsrecht 
versierter Rechtsanwalt zu Rate gezogen werden. 
 
 
VII. Stimmrechte und Beschlussfassung 
 

Eine besondere Regelung über Stimmrechte der einzelnen Gesellschafter findet sich im BGB 
nicht. Der Wille der GbR vollzieht sich durch alle Gesellschafter, d. h. Beschlüsse sind mit 
Zustimmung aller Gesellschafter zu fassen, jeder Gesellschafter hat unabhängig vom 
Umfang seiner Kapitalbeteiligung eine Stimme und der Gesellschafterbeschluss bedarf 
grundsätzlich keiner Schriftform. Diese ist aber - wie bereits ausgeführt - aus Gründen der 
Beweissicherheit zu empfehlen. 
 
 
VIII. Entnahmerecht 
 

Der Gesellschaftsvertrag sollte eine Regelung über das Entnahmerecht der Gesellschafter 
enthalten. Dieses Recht kann je nach den Beiträgen der Gesellschafter von unterschiedlicher 
Qualität oder Quantität sein. 
 
IX. Gesellschafterwechsel 
 



 
 
 
 
Der Bestand der GbR ist an die jeweilige Gesellschafterzusammensetzung gebunden. Das 
Ausscheiden eines Gesellschafters führt daher in der Regel zur Auflösung der Gesellschaft, 
es sei denn, im Gesellschaftsvertrag befindet sich eine entsprechende Fortführungsklausel 
bzw. die verbleibenden Gesellschafter treffen eine derartige Fortführungsvereinbarung. 
Bei Ausscheiden eines Gesellschafters und gleichzeitiger Fortführung der Gesellschaft durch 
die übrigen Gesellschafter steht dem Ausscheidenden ein Anspruch auf Abfindung zu. 
 
 
X. Auflösung der Gesellschaft 
 

Wird die Gesellschaft, aus welchem Grunde auch immer, aufgelöst, so haftet den Gläubigern 
das Gesellschaftsvermögen und darüber hinaus unabhängig davon auch das 
Privatvermögen der einzelnen Gesellschafter (soweit keine Haftungsbeschränkung 
einzelvertraglich wirksam vereinbart wurde). 
 
 
XI. Angaben auf Geschäftsbriefbögen 
 

Im rechtsgeschäftlichen Verkehr müssen die einzelnen Gesellschafter der GbR mit 
ausgeschrieben Vor- und Zunamen aufgeführt sein. Der Zusatz „GbR“ ist nicht unbedingt 
notwendig. 
 



 
 
 
 
 

Muster eines Gesellschaftsvertrages zur Gründung einer 
„Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ 

Zwischen 
 

Herrn Paul Müller 
Musterstraße 6  
1000 Musterstadt  

 
und 
 

Herrn Hans Mayer 
Musterstraße 10  
1000 Musterstadt 

 
wird folgender Gesellschaftsvertrag geschlossen: 
 
 

§ 1    Name, Sitz und Zweck der Gesellschaft 
 

Zum gemeinsamen Betrieb eines Uhreneinzelhandelsgeschäftes wird von den Unter-
zeichnern eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts unter der Bezeichnung: 
 
„Paul Müller und Hans Mayer, Uhreneinzelhandel“ 
 
gegründet. 
 
Die Gesellschaft ist auf alle, dem Zweck des Unternehmens dienenden Tätigkeiten gerichtet. 
Es können Filialen gegründet werden. 
 
Sitz der Gesellschaft ist Musterstadt. 
 
 

§ 2    Dauer der Gesellschaft 
 

Die Gesellschaft beginnt am.... Ihre Dauer ist unbestimmt. Der Gesellschaftsvertrag kann 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten jeweils zum Schluss eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. 
 
Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. 
 
 

§ 3    Geschäftsjahr 
 

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 
 

§ 4    Einlagen der Gesellschafter 
 

Herr Müller bringt in bar .... € sowie Einrichtungsgegenstände und Maschinen im Wert von 
..... €  ein. Herr Mayer bringt in bar .... € sowie Einrichtungsgegenstände und Maschinen im 
Wert von .... € ein. Beide Gesellschafter sind entsprechend ihrer Anteile mit sofortiger 
Wirkung je zur Hälfte am Gesellschaftsvermögen beteiligt. 
 



 
 
 
 

§ 5    Geschäftsführung und Vertretung 
 

Die Geschäfte werden von beiden Gesellschaftern gemeinschaftlich geführt. Jeder 
Gesellschafter ist zur Geschäftsführung alleine berechtigt. Er vertritt die Gesellschaft im 
Außenverhältnis allein. 
 
Im Innenverhältnis ist die Zustimmung beider Gesellschafter zu nachfolgenden 
Rechtshandlungen und Rechtsgeschäften erforderlich: 
 
 Ankauf, Verkauf und Belastung von Grundstücken; 
 Abschluss von Miet- und Dienstverträgen jeglicher Art; 
 Aufnahme von Krediten, Übernahme von Bürgschaften; 
 Abschluss von Verträgen, deren Wert im Einzelfall den Betrag von  

€ 5.000 übersteigt; 
 

 Aufnahme neuer Gesellschafter und Erhöhung der Einlagen. 
 
 

§ 6 Pflichten der Gesellschafter 
 

Keiner der Gesellschafter darf ohne schriftliches Einverständnis des anderen Gesellschafters 
außerhalb der Gesellschaft ohne Rücksicht auf die jeweilige Branche geschäftlich tätig 
werden. Dazu gehört auch eine mittelbare oder unmittelbare Beteiligung an 
Konkurrenzgeschäften. Für Zuwiderhandlungen wird eine Vertragsstrafe in Höhe von je 
2.500 € vereinbart. 
 
Fristlose Kündigung bleibt vorbehalten. 
 
Jeder Gesellschafter kann verlangen, dass der Mitgesellschafter alle auf eigene Rechnung 
abgeschlossenen Geschäfte als für die Gesellschaft eingegangen gelten lässt. Daraus folgt, 
dass die aus solchen Geschäften bezogenen Vergütungen herauszugeben sind oder die 
Ansprüche auf Vergütung an die Gesellschaft abgetreten werden müssen. 
 
 

§ 7 Gewinn- und Verlustrechnung / Entnahmerecht 
 

Gewinn und Verlust der Gesellschaft werden nach Maßgabe der Beteiligung der 
Gesellschafter aufgeteilt. Jedem Gesellschafter steht eine Vorabvergütung in Höhe von .... € 
zu. Sollte die Gesellschaft nach Feststellung des Jahresabschlusses durch Auszahlung der 
Vorabvergütung in die Verlustzone geraten, sind die Gesellschafter zu entsprechendem 
Ausgleich verpflichtet. 
 
 

§ 8  Kündigung eines Gesellschafters 
 

Im Falle der Kündigung scheidet der kündigende Gesellschafter aus der Gesellschaft aus. 
Der verbleibende Gesellschafter ist berechtigt, das Unternehmen mit Aktiva und Passiva 
unter Ausschluss der Liquidation zu übernehmen und fortzuführen. Dem ausscheidenden 
Gesellschafter ist das Auseinandersetzungsguthaben auszuzahlen. 
 
Bei der Feststellung des Auseinandersetzungsguthabens sind Aktiva und Passiva mit ihrem 
wahren Wert einzusetzen. Der Geschäftswert ist nicht zu berücksichtigen. 
 
Die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens hat in vier gleichen Vierteljahresraten 
zu erfolgen, von denen die erste drei Monate nach dem Ausscheiden fällig ist. Das 
Auseinandersetzungsguthaben ist ab dem Ausscheidungszeitpunkt in Höhe des jeweiligen 
Hauptrefinanzierungssatzes der Europäischen Zentralbank zu verzinsen. 
 



 
 
 
 

§ 9 Tod eines Gesellschafters 
 

Im Falle des Todes eines Gesellschafters gilt § 8 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Auseinandersetzungsbilanz zum Todestag aufzustellen ist. 
 
 

§ 10  Einsichtsrecht 
 

Jeder Gesellschafter ist berechtigt, sich über die Angelegenheiten der Gesellschaft durch 
Einsicht in die Geschäftsbücher und Papiere zu unterrichten und sich aus ihnen eine 
Übersicht über den Stand des Gesellschaftsvermögens anzufertigen. 
 
Jeder Gesellschafter kann auf eigene Kosten einen zur Berufsverschwiegenheit 
verpflichteten Dritten bei der Wahrnehmung dieser Rechte hinzuziehen oder zur 
Wahrnehmung dieser Rechte beauftragen. 
 
 

§ 11  Salvatorische Klausel 
 

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein, so bleibt der Vertrag im Übrigen 
wirksam. 
 
Für den Fall der Unwirksamkeit verpflichten sich die Gesellschafter, eine neue Regelung zu 
treffen, die wirtschaftlich der unwirksamen Regelung weitestgehend entspricht. 
 
 

§ 12  Änderungen des Vertrages 
 

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
 
Musterstadt,........ 
 
 
Paul Müller   Hans Mayer 



 

 Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
inkl.  

 Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) 
(UG (haftungsbeschränkt))  

 

 

 

Um den Bedürfnissen von Existenzgründern, die am Anfang nur sehr 

wenig Stammkapital haben, zu entsprechen, wurde mit dem MoMiG die 

haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft - UG 

(haftungsbeschränkt)- eingeführt, § 5a GmbHG. Es handelt sich dabei 

nicht um eine neue Rechtsform, sondern um eine GmbH, die ohne 

bestimmtes Mindeststammkapital gegründet werden kann.  

 

Das Recht der GmbH und der UG (haftungsbeschränkt) ist in dem "Gesetz 

betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung" (GmbH-Gesetz) 

geregelt. Die nachfolgenden Ausführungen enthalten sowohl die 

allgemeinen Regelungen für die GmbH und die UG (haftungsbeschränkt), 

als auch die Besonderheiten zur UG (haftungsbeschränkt). 

 

 

I. Wesentliche Merkmale 

 

1. 

Kapitalgesellschaft 

 

Die GmbH ist eine Handelsgesellschaft mit körperschaftlicher Organisation 

und eigener Rechtspersönlichkeit. Anders als bei den 

Personengesellschaften steht nicht der Zusammenschluss von Personen, 

sondern die Einbringung von Kapitalbeiträgen im Vordergrund.Sie kann zu 

jedem zulässigen Zweck errichtet werden. Sie hat ein durch die Satzung 

bestimmtes Stammkapital, das der Summe der von den Gesellschaftern 

zu leistenden Stammeinlagen entspricht. Für Gesellschaftsschulden haftet 

den Gläubigern nur die Gesellschaft. 

 

Eine derartige zusammenfassende Definition enthält das GmbH-Gesetz 

nicht. Sie wird vom Gesetz unterstellt.  

 

Gerade für Existenzgründer, die am Anfang nur sehr wenig Stammkapital 

haben und benötigen (z.B. im Dienstleistungsbereich) besteht nun die 

Möglichkeit eine GmbH ohne bestimmtes Mindeststammkapital, die 

haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft, zu gründen. 

 

Die GmbH ist die einfachste Form einer Kapitalgesellschaft. Ein großer 

Vorteil dieser Rechtsform ist ihre Flexibilität. Es herrscht weitgehende 

Freizügigkeit in der Gestaltung des Gesellschaftsvertrages. Die GmbH 

eignet sich gleichermaßen für kleine Unternehmen, mittlere 

Familiengesellschaften oder auch Großunternehmen. 

 

Im Vergleich zur Aktiengesellschaft unterliegt die GmbH zum Teil weniger 

strengen Vorschriften. Die Gründung ist weniger formalisiert und deshalb 

einfacher und billiger. Auch eine Einpersonen-Gründung ist zulässig. Ein 

Aufsichtsrat ist bei einer GmbH meist nicht erforderlich. 

 

 



Auf der anderen Seite ist die GmbH keine Publikumsgesellschaft. Der 

unbeschränkt mögliche Verkauf und die Übertragung der Geschäftsanteile 

muss notariell beurkundet werden. Die Übertragbarkeit von 

Geschäftsanteilen kann jedoch durch die Satzung an weitere 

Voraussetzungen, z.B. die Zustimmung der Mitgesellschafter abhängig 

gemacht werden. 

 

2. 

Verfassung, Organe 

 

Die GmbH ist eine eigenständige juristische Person. Sie ist 

körperschaftlich organisiert, vom Mitgliederbestand unabhängig und hat 

eine Organisation mit mindestens zwei selbständigen Organen, den oder 

die Geschäftsführer und die Gesellschafterversammlung. Die Bestellung 

eines Aufsichtsrates ist zulässig, aber nicht in jedem Fall notwendig. 

 

3. 

Rechtsverhältnis der Gesellschafter, Haftung 

 

Die Gesellschafter selbst sind keine Kaufleute. Die Haftung der 

Gesellschafter gegenüber Gläubigern ist auf das Stammkapital der 

Gesellschaft beschränkt. Daraus erklärt sich der Zusatz "mit beschränkter 

Haftung" bzw. haftungsbeschänkt. Die Gesellschafter haften nicht 

persönlich gegenüber den Gläubigern, wenn die Stammeinlage voll 

erbracht ist. Ist die Stammeinlage noch nicht erbracht, haften die 

Gesellschafter bis zur Höhe der Stammeinlage. 

 

An dieser Stelle ist auf zwei Gefahrenbereiche persönlicher Haftung 

hinzuweisen: 

 

a. 

Die GmbH entsteht erst mit Eintragung ins Handeslregister. Erst dann ist 

sie Träger     eigener Rechte und Pflichten. Für Geschäfte, die vor 

Eintragung in das    Handelsregister abgeschlossen werden, können 

sowohl die Gesellschafter als auch die  Handelnden belangt werden. Erst 

mit der Eintragung werden sie grundsätzlich von der  Haftung frei. 

 

b. 

Eine weitere Gefahrbesteht bei finanziellen Schwierigkeiten. Hat ein 

Gesellschafter der Gesellschaft zu einem Zeitpunkt, da ordentliche 

Kaufleute Eigenkapital zugeführt hätten, ein Darlehen gewährt, so hat er 

zwar einen Anspruch auf Rückzahlung des Darlehens im Insolvenzfall 

über das Vermögen der Gesellschaft. Die Gesellschafterdarlehen dürfen 

jedoch nicht uneingeschränkt zurückgezahlt  werden, da Geschäftsfüher 

und Vorstand haften, wenn sie Zahlungen an Gesellschafter vornehmen, 

die zur Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft führen mussten. Zudem 

werden Gesellschafterdarlehen gegenüber Forderungen anderer Gläubiger 

der Gesellschaft nachrangig befriedigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



II. Gründung 

 

 

1. 

Gesellschafter 

 

Es ist keine Mindest- oder Maximalanzahl von Gesellschaftern 

vorgeschrieben. Auch die Einmann-GmbH-Gründung ist möglich. Gründer 

einer GmbH können sowohl inländische als auch ausländische natürliche 

und juristische Personen sein, außerdem Personenhandelsgesellschaften 

(oHG, KG und EWIV) und Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR). 

 

2. 

Individueller Gesellschaftervertrag / Musterprotokoll 

 

Für den GmbH-Vertrag sowie das Protokoll über die Errichtung der 

Gesellschaft ist die notarielle Beurkundung vorgeschrieben. Der 

Gesellschaftsvertrag muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

Firma und Sitz der Gesellschaft, Gegenstand des Unternehmens, Betrag 

des Stammkapitals, Betrag der von jedem Gesellschafter zu leistenden 

Einlagen (Stammeinlage). 

 

Zwar besteht im Hinblick auf den sonstigen Inhalt im Wesentlichen 

Gestaltungsfreiheit, es ist aber empfehlenswert, zu folgenden Themen 

Regelungen in den Gesellschaftervertrag aufzunehmen: Geschäftsjahr, 

Dauer der Gesellschaft und Kündigung, Berufung der Geschäftsführer, 

Umfang der Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer, Beschlussfassung 

der Gesellschafter, Einberufung der Gesellschafterversammlung, 

Verteilung der Stimmen, Verfügungen über Geschäftsanteile, Vererbung 

von Geschäftsanteilen, Aufstellung des Jahresabschlusses, 

Gewinnverteilung, Einziehung von Geschäftsanteilen, Ausscheiden und 

Auseinandersetzung, Gründungskosten, Befreiung vom 

Selbstkontrahierungsverbot für den Geschäftsführer, Schiedsklausel, 

Wettbewerbsklausel.  

 

Bei unkomplizierten Standardgründungen sowohl der klassischen GmbH 

als auch der UG (haftungsbeschränkt) ist die Verwendung eines 

vorgegebenen Musterprotokolls (das auch die Satzung mitumfasst, siehe 

Anlage 1 zum Gesetz) möglich. Hierdurch wird die Gründung vereinfacht 

und Kosten werden eingespart. Dieses Protokoll muss notariell 

beurkundet werden. Die Eintragung in das Handelsregister wird dann mit 

notariell beglaubigter Unterschrift der Geschäftsführung angemeldet. Die 

elektronische Weiterleitung der Anmeldung mit dem Musterprotokoll an 

das Amtsgericht (Handelsregister) wird dann über den Notar erfolgen. 

Der Gesetzgeber stellt zum einen ein „Musterprotokoll für die Gründung 

einer Einpersonengesellschaft“ und zum anderen ein „Musterprotokoll für 

die Gründung einer Mehrpersonengesellschaft mit bis zu drei 

Gesellschaftern“ zur Verfügung.  

 

Die Gründung mit dem kostengünstigeren Musterprotokoll ist nur 

möglich:  

 wenn die Gesellschaft  von maximal 3 Gesellschaftern 

gegründet wird. Ab vier Gesellschaftern ist die Gründung nur 

durch einen individuellen, notariellen Gesellschaftsvertrag möglich.  

 wenn sich die Gesellschafter auf maximal einen 

Geschäftsführer einigen können. Dieser Geschäftsführer ist dann 

alleinvertretungsberechtigt. 

http://www.bmj.bund.de/files/2e3068c68d07cdbae234aac4e9fe9969/3339/Momig2026.pdf


 wenn der Geschäftsführer vom Verbot des Insichgeschäfts 

befreit wird (d. h. der Geschäftsführer darf Geschäfte der UG 

(haftungsbeschränkt) oder der GmbH mit sich selbst als 

Privatperson oder als Vertreter für eine andere Person 

abschließen)  

 Die Gründung mit Musterprotokoll ist ausschließlich als 

Bargründung möglich. Eine Sachgründung ist im Rahmen der 
Gründung mit Musterprotokoll nicht möglich. 

 

3. 

Kapital 

 

Das Stammkapital der GmbH beträgt mindestens 25.000 Euro.  

Das Stammkapital der UG (haftungsbeschränkt) beträgt mindestens 1 

Euro. 

Da diese aber nach und nach das Mindestkapital der normalen GmbH 

ansparen soll, darf sie Gewinne nicht voll ausschütten, sondern muss so 

lange ein Viertel des jährlichen Jahresüberschusses in eine gesetzliche 

Rücklage einstellen, bis das gesetzliche Mindestkapital von 25.000 Euro 

erreicht ist, § 5a GmbHG. 

 

4. 

Stammeinlagen 

 

Das Stammkapital kann von den Gesellschafter durch Stammeinlagen in 

verschiedener Höhe erbracht werden. Eine Stammeinlage muss jedoch 

mindestens 1 Euro betragen. Die Stammeinlagen der Gesellschafter 

können verschieden hoch sein.  

 

Die Stammeinlagen können in Geld (Bargründung) aber auch in Form von 

Sacheinlagen (Sachgründung) erbracht werden. Auf jede in Geld zu 

leistende Stammeinlage muss mindestens ein Viertel eingezahlt werden. 

Die Anmeldung zum Handelsregister kann erst erfolgen, wenn die 

Einzahlungen mindestens zusammen die Hälfte des 

Mindeststammkapitals, also 12.500 Euro erreicht haben.  

 

Bei der Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) ist das komplette 

Stammkapital bereits vor Handelsregisteranmeldung in bar zu erbringen, 

Sacheinlagen sind nicht möglich. 

 

In der Praxis erfolgt die Bargründung in der Form, dass für die GmbH ein 

Konto bei einer Bank eröffnet wird, das zur freien Verfügung des 

Unternehmens steht. Für den Handelsregistereintrag muss der 

Geschäftsführer versichern, dass ihm die Einlage zur Verfügung steht. Bei 

erheblichen Zweifeln an der Richtigkeit der Versicherung kann das 

Amtsgericht Nachweise verlangen, z. B. durch einen Einzahlungsbeleg 

oder einen Kontoauszug der GmbH.  

 

Sollen Sacheinlagen geleistet werden – also statt Geld bewegliche oder 

unbewegliche Sachen, z. B. Pkws oder Unternehmen – so bestehen zwei 

Besonderheiten: Zum einen muss die Sacheinlage immer in voller Höhe 

erbracht und zwar so, dass sie bei der Anmeldung endgültig zu freien 

Verfügung des Geschäftsführers stehen, zum anderen muss der Wert der 

Sacheinlage in einem Sachgründungsbericht nachgewiesen werden. Bei 

erheblichen Zweifeln, die auf eine nicht unwesentliche Überbewertung der 

Sacheinlage hindeuten, kann das Amtsgericht zum Nachweis der 

Werthaltigkeit ein Sachverständigengutachten verlangen, wodurch 



entsprechende Kosten entstehen. Insoweit kann eine Bargründung 

einfacher sein.  

 

Die Erhöhung oder die Minderung des Stammkapitals der Gesellschaft ist 

notariell zu beurkunden und zur Eintragung in das Handelsregister 

anzumelden. 

 

5. 

Firma 

 

Die Firma ist der Name der GmbH, unter dem sie im Handelsregister 

eingetragen ist und im Geschäftsverkehr auftritt. Die Firmenbezeichnung 

der GmbH kann entweder der Tätigkeit des Unternehmens entlehnt sein 

(Sachfirma), den Namen eines oder mehrerer Gesellschafter enthalten 

(Namensfirma) oder nur aus einer Phantasiebezeichnung bestehen. Auch 

Kombinationen dieser Elemente sind möglich, die Sachfirma muss in 

jedem Fall einen individualisierenden Zusatz enthalten. Der Zusatz 

"Gesellschaft mit beschränkter Haftung" oder die Abkürzung "GmbH" bzw. 

Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) oder die Abkürzung "UG 

(haftungsbeschränkt)" der ist zwingender Bestandteil der Firma. Der 

Zusatz "haftungsbeschränkt" darf nicht abgekürzt werden. 

 

Bei der Prüfung der Zulässigkeit der Firma durch das Gericht sind die 

Grundsätze der Firmenwahrheit zu berücksichtigen. Der Firma darf kein 

Zusatz beigefügt werden, der geeignet ist, eine Täuschung über die Art 

und den Umfang des Geschäfts herbeizuführen. 

 

Geographische Zusätze sind grundsätzlich zulässig, wenn die Firma einen 

besonderen Bezug zu dem genannten Gebiet hat, z.B. ihren Sitz. 

Vorangestellte geographische Bezeichnungen werden von den Gerichten 

oft als Größenberühmung angesehen. Dies gilt insbesondere, wenn der 

geographischen Bezeichnung eine allgemeine Gattungsbezeichnung folgt. 

In diesen Fällen sollten die Unternehmen eine entsprechende 

Größenordnung nachweisen oder, falls die Anforderungen nicht erfüllt 

werden können, eine weitere individualisierende Bezeichnung (ggf. 

Buchstabenkombination) voranstellen. 

 

6. 

Sitz der Gesellschaft 

 

Der Sitz der Gesellschaft ist grundsätzlich frei wählbar. Der in der 

Satzung eingetragene Sitz des Gesellschaft muss sich jedoch in 

Deutschland befinden. Unabhängig davon kann die GmbH ihren 

Verwaltungssitz (der Ort an dem die hauptsächliche Verwaltungstätigkeit 

ausgeführt wird) auch außerhalb Deutschlands haben. Eine Sitzverlegung 

der deutschen GmbH bzw. UG (haftungsbeschränkt) ins Ausland unter 

Umgehung der Liquidation ist jedoch auch nach dem neuen Recht nicht 

möglich. 

 

7. 

Gegenstand 

 

Die GmbH gilt kraft Gesetzes immer als Handelsgesellschaft unabhängig 

von dem eigentlich verfolgten Zweck (Formkaufmann). Sie kann nahezu 

alle Zwecke verfolgen, die gesetzlich zulässig sind 

(Genehmigungspflichtige Gewerbe). Der Gegenstand muss in der Satzung 

eindeutig bezeichnet sein. Eine Formulierung wie z. B. "Handel mit Waren 

aller Art" wird von den Gerichten als zu allgemein angesehen. Nach dem 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/unternehmensrecht/firmenrecht/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/genehmigungspflichtiges_gewerbe/index.html


entsprechenden Standesrecht dürfen verschiedene freie Berufe nicht in 

Form einer GmbH/UG (haftungsbeschränkt) betrieben werden, wie z.B. 

Apotheken und Notariate. Vgl. den Abschnitt (Gewerbe - Freie Berufe). 

 

Bei einem Unternehmensgegenstand, der auch erlaubnispflichtige 

Tätigkeiten enthält (beispielsweise Immobilienvermittlung, handwerkliche 

Tätigkeit) muss die Erlaubnis nach der GmbH-Reform nicht mehr gleich, 

also bei der Eintragung in das Handelsregister nachgewiesen werden. 

Dies führt zu einer Beschleunigung des Eintragungsverfahrens. Es genügt, 

wenn die erforderliche Erlaubnis bei Aufnahme der erlaubnispflichtigen 

Tätigkeit vorliegt. Sie ist bei der Gewerbeanmeldung nachzuweisen. 

 

8. 

Bestellung der Organe 

 

Die GmbH hat zwei notwendige Organe: Geschäftsführer und 

Gesellschafterversammlung. Durch die Satzung können zusätzliche 

Organe geschaffen werden, z.B. ein Aufsichtsrat. 

 

Es können einer oder mehrere Geschäftsführer bestellt werden. Der oder 

die Geschäftsführer nehmen die Anmeldung der GmbH zum 

Handelsregister vor. Die Bestellung der Geschäftsführer erfolgt durch den 

Gesellschaftsvertrag oder einen Beschluss der Gesellschafter. Die 

Bestellung kann jederzeit widerrufen werden. 

 

Die Namen der Geschäftsführer werden in das Handelsregister 

eingetragen. 

 

9. 

Notarielle Beurkundung 

 

Bei der Protokollierung der Errichtung der GmbH müssen sich dem Notar 

unbekannte Gründer durch gültige Ausweispapiere legitimieren. Handelt 

eine erschienene Person nicht im eigenen Namen, sondern für eine 

andere Person muss eine schriftliche Vollmacht bzw. nachträgliche 

Einwilligung in notariell beglaubigter Form vorgelegt werden. Wurde die 

Unterschrift unter einer Vollmacht von einem ausländischen Notar 

beglaubigt, ist je nach Herkunftsland die Legalisation (oder die Apostille) 

erforderlich. Erstere kann durch einen Konsul der Bundesrepublik 

Deutschland erteilt werden. 

 

Falls eine juristische Person zu den Gründern gehört, muss die Existenz 

der juristischen Person durch beglaubigten Handelsregisterauszug (bei 

ausländischen Unternehmen durch entsprechende amtliche 

Registrierungsunterlagen) nachgewiesen werden. 

 

10. 

Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer 

 

Die zuständige Industrie- und Handelskammer gibt auf Anfrage der 

Amtsgerichte in Zweifelsfällen eine Stellungnahme zur Zulässigkeit des 

Firmennamens ab. Um frühzeitig eine eventuelle Verwechslungsgefahr 

oder mögliche Bedenken hinsichtlich der Firma auszuschließen, ist es 

sinnvoll, Kontakt mit der zuständigen IHK aufzunehmen. 

 

Im Rahmen der Handelsregistereintragung wird jedoch nur die 

Verwechslungsgefahr mit am selben Ort eingetragenen Firmen geprüft. 

Da aber auch andernorts eingetragene Firmen sowie Marken dem 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/gewerberecht/freie/index.html


Berechtigten einen Unterlassungsanspruch gegenüber Neugründern 

gewähren, ist es empfehlenswert, auch bundesweit eingetragene Firmen- 

und Markennamen in die Überprüfung mit einzubeziehen.  

 

Über bundesweit eingetragene Firmen gibt das elektronische 

Handelsregister Auskunft.  

 

Nationale. internationale sowie Gemeinschaftsmarken können über die 

Internetseiten des Deutschen Patent- und Markenamtes recherchiert 

werden 

 

11. 

Handelsregisteranmeldung und Handelsregistereintragung 

 

Die GmbH entsteht erst mit der Anmeldung und Eintragung in das 

Handelsregister. (Handelsregistereintragung) 

 

Die Eintragung in das Handelsregister ist durch die Geschäftsführer 

schriftlich bei dem örtlich zuständigen Amtsgericht anzumelden. Die 

Unterschrift und die Zeichnung der Firma müssen durch einen Notar 

beglaubigt werden.  

 

Bei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma, der Sitz der 

Gesellschaft, der Gegenstand des Unternehmens, die Höhe des 

Stammkapitals, der Tag des Abschlusses des Gesellschaftsvertrages, die 

Person der Geschäftsführer und deren Vertretungsbefugnis anzugeben.  

 

Es müssen der Anmeldung weiterhin als Anlage beigefügt sein:  

der in notarieller Form abgeschlossene Gesellschaftsvertrag,  

ggf. Vollmachtsurkunden für die handelnden Personen,  

eine von den Geschäftsführern unterzeichnete Liste der Gesellschafter, im 

Fall der Leistung von Sacheinlagen der Sachgründungsbericht sowie 

Unterlagen über die Werthaltigkeit der Sacheinlagen. 

 

Außerdem ist die Versicherung abzugeben, dass die erforderlichen 

Mindestleistungen auf die Stammeinlagen erbracht sind und sich 

endgültig in der freien Verfügung der Geschäftsführer befinden. 

 

Der Notar übermittelt sämtliche Unterlagen auf elektronischem Weg an 

das zuständige Amtsgericht. 

 

Die Eintragungen in das Handelsregister werden durch Veröffentlichung 

im elektronischen Bundesanzeiger und bekannt gemacht. 

 

12. 

Gründungskosten  

 

Die Gründungskosten sind vom Stammkapital und Geschäftswert und 

davon abhängig, ob das kostengünstigere Gründungsprotokoll oder ein 

individueller Gesellschaftsvertrag verwendet wird. Soweit nach den 

Vorgaben bisher zu übersehen, fallen die Kosten wie folgt an:  

 

a.  

Bei einem Stammkapital von 25.000 Euro und individuell gestaltetem 

Gesellschaftsvertrag ist mit folgenden Notarkosten zu rechnen:  

 

Beurkundung des Gesellschaftsvertrages 168 Euro  

Beurkundung der Geschäftsführerbestellung 168 Euro  

http://www.elektronisches-handelsregister.de/
http://www.elektronisches-handelsregister.de/
http://www.dpma.de/marke/recherche/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/unternehmensrecht/handelsregister/index.html


Anmeldung zum Handelsregister und  

Beglaubigung ca. 42 Euro  

Gesellschafterliste 13 Euro  

Auslagen ca. 35 Euro  

plus 19 % Mehrwertsteuer  

Bei einer Ein-Personen GmbH reduzieren sich die Kosten um 84 Euro  

 

b.  

Bei der Beurkundung einer 25.000 Euro GmbH mit dem 

Gründungsprotokoll fallen  

ca. 181 Euro weniger an, die übrigen Kosten bleiben gleich:  

 

Beurkundung des Gründungsprotokolls  

(incl. Gesellschafterliste und Geschäftsführerbestellung) 168 Euro  

(bei der Ein-Personen-GmbH nur 84 Euro)  

Anmeldung zum Handelsregister und Beglaubigung ca. 42 Euro  

Auslagen ca. 35 Euro  

plus 19 % Mehrwertsteuer  

 

c.  

Bei der Gründung einer Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt), 

bei der das Stammkapital 1 Euro betragen kann, ergeben sich unter 

Zugrundelegung eines Stammkapitals von 1 Euro und Verwendung des 

Gründungsprotokolls folgende Notarkosten:  

Beurkundung des Gesellschaftsvertrages  

bei der Ein-Personen UG (haftungsbeschränkt) 20 Euro  

bei der Mehr-Personen UG (haftungsbeschränkt) 30 Euro  

Anmeldung zum Handelsregister und Beglaubigung ca. 10 bis 15 Euro  

Auslagen ca. 35 Euro  

plus 19 % Mehrwertsteuer  

 

d.  

Ohne Gründungsprotokoll liegen die Kosten für die Gründung einer UG 

(haftungsbeschränkt) genauso hoch wie bei der GmbH ohne 

Gründungsprotokoll.  

Die Gebühr für die Eintragung einer Gesellschaft ins Handelsregister 

beträgt  

ca. 100 Euro.  

Hinzu kommen noch Kosten für die Veröffentlichung der Eintragung im 

Bundesanzeiger und evtl. in weiteren Bekanntmachungsblättern. Auch 

hier sollte pro Veröffentlichung ein Betrag in der Größenordnung von 100 

bis 300 Euro eingeplant werden. Nicht in dieser Berechnung enthalten 

sind Kosten für weitere Unterstützung bei bestimmten Formulierungen 

durch den Notar und für die Inanspruchnahme von anwaltlichem Rat, 

etwa für die Erstellung eines Gesellschaftsvertrages. Insbesondere 

bezüglich der Erstellung eines Gesellschaftsvertrages ist zu empfehlen, 

die Kostenfrage vorher anzusprechen, da die anfallenden Gebühren der 

freien Vereinbarung unterliegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



III. Die Leitung der GmbH 

 

1. 

Bestellung des Geschäftsführers 

 

Der Geschäftsführer muss eine natürliche Person sein. Auch ein ständig 

im Ausland lebender In- oder Ausländer kann Geschäftsführer werden. 

Ebenso kann ein Gesellschafter als Geschäftsführer bestellt werden 

(Gesellschaftergeschäftsführer). 

 

Eine besondere Qualifikation braucht der Geschäftsführer grundsätzlich 

nicht zu haben. Wenn allerdings für die Tätigkeit der GmbH eine Erlaubnis 

erforderlich ist, die eine besondere persönliche Eignung (z. B. bei 

Handwerk: Meistertitel) voraussetzt, so kann nur ein Geschäftsführer 

eingesetzt werden, der diese besitzt. Als Geschäftsführer kann nur eine 

unbeschränkt geschäftsfähige natürliche Person bestellt werden, die nicht 

mit einem dem Unternehmensgegenstand der GmbH berührenden Berufs- 

oder Gewerbeverbot belegt ist. 

 

Weitere Ausschlussgründe für Geschäftsführer sind eine rechtskräftige 

Verurteilung wegen Insolvenzverschleppung, wegen falscher Angaben 

nach § 82 GmbHG oder § 399 AktG, wegen unrichtiger Darstellung nach § 

400 AktG, § 331 HGB, § 313 UmwG, § 17 PubG sowie eine rechtsräftige 

Verurteilung auf Grund allgemeiner Straftatbestände mit 

Unternehmensbezug (§§ 263 bis 264a und §§ 265b bis 266a StGB). 

 

Die Abberufung des Geschäftsführers kann durch das in der Satzung 

bestimmte Organ jederzeit und fristlos erfolgen. Die Abberufung muss ins 

Handelsregister eingetragen werden. 

 

2. 

Stellung des Geschäftsführers 

 

Der Anstellungsvertrag des Geschäftsführers mit der GmbH ist in der 

Regel ein Dienstvertrag eines selbständig Tätigen (kein Arbeitsvertrag). 

Dies ist bei einem geschäftsführenden Gesellschafter der Fall, wenn er die 

wirtschaftliche Macht des Unternehmens maßgebend ausübt 

(insbesondere, wenn er eine Mehrheitsbeteiligung hat). Aber auch 

geschäftsführende Gesellschafter mit einem Anteil von weniger als 50 % 

des Stammkapitals sind als selbständige Erwerbstätige zu betrachten, 

wenn sie nicht weisungsgebunden sind. Selbständig Tätige sind in 

Deutschland normalerweise nicht sozialversicherungspflichtig 

(Rentenversicherung, Krankenversicherung und 

Arbeitslosenversicherung). Eine freiwillige Weiterversicherung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung ist für ehemalige Angestellte möglich. 

Außerdem besteht die Möglichkeit, eine Pflichtversicherung oder eine 

freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung zu 

beantragen. In einigen Branchen ist auch ein Unternehmer in der 

gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossenschaften) 

versicherungspflichtig, wenn er keine Arbeitnehmer beschäftigt. Eine 

freiwillige Versicherung ist für nicht Versicherungspflichtige aber möglich. 

Der geschäftsführende Gesellschafter wird steuerlich als Selbständiger 

behandelt. 

 

Zum Aufenthalt eines ausländischen Geschäftsführers in Deutschland sind 

besondere ausländerrechtliche Bestimmungen zu beachten. 

 

 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/genehmigungspflichtiges_gewerbe/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/mustervertrag/arbeitsvertrag_gmbh/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/sozialversicherung/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/prozessstruktur/realisierung/vorbereitung/auslaender/index.html


Mit einem Geschäftsführer, der nicht gleichzeitig Gesellschafter ist 

(Fremdgeschäftsführer), also die wirtschaftliche Macht über das 

Unternehmen weisungsabhängig ausübt, kann ein Arbeitsvertrag 

geschlossen werden. In diesem Fall ist er sozialversicherungspflichtig in 

der Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung. Der 

Fremdgeschäftsführer ist lohnsteuerpflichtig. 

 

3. 

Geschäftsführung nach innen 

 

Die Geschäftsführer sind verpflichtet, Weisungen der Gesellschafter 

auszuführen. Sie führen im Innenverhältnis die Geschäfte der GmbH und 

vertreten sie nach außen. Grundsätzlich gilt Gesamtgeschäftsführung, 

soweit die Satzung nicht etwas anderes vorschreibt (dies ist aber häufig 

der Fall). 

 

4. 

Vertretung nach außen 

 

Die Geschäftsführer vertreten die Gesellschaft nach außen. Die 

Vertretungsmacht gegenüber Dritten ist nicht beschränkbar. 

 

5. 

Haftung des Geschäftsführers 

 

Dem Geschäftsführer obliegt die Leitung der Gesellschaft. Dazu hat er 

treuhänderisch fremde Vermögensinteressen und die Sorge für einen 

reibungslosen, effizienten und gewinnorientierten Betriebsablauf 

wahrzunehmen. Dabei unterliegt der Geschäftsführer verschiedenen 

Haftungsrisiken. Um nur einige der wichtigsten zu nennen:  

 

a. 

Vertrauenshaftung und Haftung bei Vertretung  

Aus der besonderen Vertrauensstellung des Geschäftsführers kann eine 

Haftung gegenüber der Gesellschaft entstehen, z.B. bei 

Spekulationsgeschäften.  

 

b. 

Haftung im Bereich Steuern / Buchführung 

Eine der wichtigsten Aufgaben des Geschäftsführers ist die 

ordnungsgemäße Buchführung und Bilanzierung. Bei einer 

Pflichtverletzung in diesem Bereich muss der Geschäftsführer der 

Gesellschaft und den Gläubigern gegenüber persönlich haften und macht 

sich ggf. sogar strafbar.  

Stellt die GmbH Arbeitnehmer ein, übernimmt der Geschäftsführer die 

Aufgaben eines Arbeitgebers und muss monatlich Lohnsteuer- und 

Umsatzsteuervoranmeldungen abgeben, sowie die Lohnsteuer für 

Rechnung des Arbeitnehmers einbehalten und an das Finanzamt 

abzuführen. Gleiches gilt für die Umsatzsteuer. Werden diese Pflichten 

verletzt, drohen dem Geschäftsführer sowohl eine vermögensrechtliche 

Haftung nach §§ 69 ff. AO als auch strafrechtliche Konsequenzen nach § 

370I oder § 378 I AO.  

 

c. 

Haftung im Bereich des Sozialversicherungsrechts 

Auch Pflichten aus dem Sozialrecht treffen den Geschäftsführer. Die bei 

der GmbH beschäftigten Arbeitnehmer sind bei dem 

Krankenversicherungsträger anzumelden und die einbehaltenen Beiträge 



zur Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung bei der betreffenden 

Krankenkasse einzuzahlen. Der Geschäftsführer haftet persönlich für 

einbehaltene und nicht abgeführte Arbeitnehmeranteile der 

Sozialversicherungsbeiträge und macht sich zudem strafbar.  

 

d. 

Haftung in der Insolvenz 

Im Falle einer drohenden Insolvenz – also bei Überschuldung oder 

Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft – ist der Geschäftsführer 

verpflichtet, innerhalb von drei Wochen einen Antrag auf Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens zu stellen. Unterlässt er dies rechtzeitig, drohen 

strafrechtliche Konsequenzen nach § 84 I Nr. 2 GmbHG.  

Tätigt der Geschäftsführer nach Insolvenzreife des Unternehmens 

weiterhin Zahlungen, so haftet er der Gesellschaft für diese Zahlungen 

persönlich.  

Darüber hinaus ist ein Verstoß gegen die Betrugs- und 

Insolvenzstraftatbestände möglich.  

 

e. 

Neu: vorverlagerte Haftung 

Die Haftung des Geschäftsführers wird nun vorverlagert bei Zahlungen an 

die Gesellschafter, soweit diese zur Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft 

führen mussten, es sei denn, dies war aus der Sicht eines sorgfältigen 

Geschäftsführers nicht erkennbar. 

 

 

IV. Kontrolle der GmbH und Jahresabschluss 

 

1. 

Gesellschafterversammlung 

 

Neben der Satzungs- und sonstigen Grundlagenkompetenz stehen den 

Gesellschaftern zahlreiche weitere Befugnisse zu. Diese erstrecken sich 

auch auf den Bereich der laufenden Geschäftsführung und begründen 

eine weitgehende Weisungsgebundenheit der Geschäftsführer. 

 

Die Beschlussfassung der Gesellschafter erfolgt meist in einer 

Gesellschafterversammlung. Bei der Einmann-GmbH besteht das Organ 

aus dem Alleingesellschafter. Die formellen Vorschriften über die 

Gesellschafterversammlung sind aber wesentlich einfacher als die bei 

einer Aktiengesellschaft. Die Abstimmung erfolgt, soweit die Satzung 

nichts anderes bestimmt, nach Geschäftsanteilen. Je 1 Euro ergibt eine 

Stimme. Die Zuständigkeit der Gesellschafter erstreckt sich neben der 

laufenden Geschäftsführung auch auf die Feststellung des 

Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung, die Bestellung und 

Abberufung der Geschäftsführer, Maßnahmen zur Prüfung und 

Überwachung der Geschäftsführung, die Bestellung von Prokuristen und 

Generalbevollmächtigten, Rechtsbeziehung zwischen Gesellschaft und 

Gesellschaftern, etc.. 

 

Die Geschäftsführer haben jedem Gesellschafter auf Verlangen 

unverzüglich Auskunft über Gesellschaftsangelegenheiten zu geben und 

die Einsicht in Bücher und Schriften der Gesellschaft zu gewähren. 

 

 

 

 

 



2. 

Aufsichtsrat 

 

Die Einführung eines Aufsichtsrates ist gesetzlich zulässig, aber nicht 

immer zwingend vorgeschrieben. Ein Aufsichtsrat kann benannt werden, 

ist aber nicht erforderlich (fakultativer Aufsichtsrat). Nur wenn die GmbH 

der Mitbestimmung durch die Arbeitnehmer unterliegt, also mehr als 500 

Arbeitnehmer hat, ist ein Aufsichtsrat zwingend vorgeschrieben 

(notwendiger Aufsichtsrat), ebenso bei in Form einer GmbH betriebenen 

Kapitalanlagegesellschaften oder gemeinnützigen 

Wohnungsbauunternehmen. 

 

3. 

Mitbestimmung 

 

Das Mitbestimmungsgesetz vom 04.05.1976 gilt für alle GmbHs, die in 

der Regel mehr als 2.000 Arbeitnehmer beschäftigen und für die keine 

Montanmitbestimmung gilt. Das Mitbestimmungsgesetz schreibt eine 

paritätische Besetzung des Aufsichtsrats vor. Er besteht hier zur Hälfte 

aus Anteilseigner- und Arbeitnehmervertretern. Auch das Montan-

Mitbestimmungsgesetz vom 21.05.1951, das für Betriebe des Bergbaus 

und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie gilt, schreibt die 

paritätische Besetzung des Aufsichtsrats vor. Wenn die besonderen 

Voraussetzungen dieser Gesetze nicht erfüllt sind, unterliegt die 

Mitbestimmung dem Betriebsverfassungsgesetz 1952. Danach muss der 

Aufsichtsrat zu einem Drittel von Arbeitnehmervertretern besetzt werden, 

wenn mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigt werden. Sind weniger 

Arbeitnehmer vorhanden, ist ein Aufsichtsrat nicht vorgeschrieben. 

 

4. 

Aufgaben des Aufsichtsrats 

 

Die Aufgabe des Aufsichtsrates besteht in der Überwachung der 

Geschäftsführung. Ihm obliegt weiterhin die Prüfung des von den 

Geschäftsführern aufgestellten Jahresabschlusses sowie des Lageberichts 

und des Vorschlags über die Verwendung des Bilanzgewinns. Dem 

Aufsichtsrat können Maßnahmen der Geschäftsführung nicht übertragen 

werden. Die Satzung kann aber die Vornahme bestimmter Arten von 

Geschäften an die Zustimmung des Aufsichtsrats binden. 

 

Bei einer GmbH mit notwendigem Aufsichtsrat ist z.B. die Bestellung und 

Abberufung der Geschäftsführer nach dem Mitbestimmungsgesetz und 

den Montan-Gesetzen dem Aufsichtsrat übertragen. 

 

5. 

Stellung des Aufsichtsrats 

 

Der Anstellungsvertrag mit einem Aufsichtsratmitglied ist ein 

Dienstvertrag, der eine Geschäftsbesorgung zum Inhalt hat. Er kann 

entgeltlich oder unentgeltlich sein. Ein Aufsichtsratsmitglied ist nicht 

sozialversicherungspflichtig. 

 

6. 

Prüfung der GmbH und Jahresabschluss 

 

Die Dauer des Geschäftsjahres ergibt sich aus dem Gesellschaftervertrag. 

Es darf allerdings 12 Monate nicht überschreiten. Das erste Geschäftsjahr 

darf verkürzt werden (Rumpfgeschäftsjahr). 



 

Die GmbH ist als Handelsgesellschaft verpflichtet, Handelsbücher zu 

führen. Sie ist verpflichtet, am Schluss eines jeden Geschäftsjahres eine 

Bilanz (Jahresbilanz) und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen. 

Außerdem ist der Jahresabschluss um einen Anhang mit Erläuterungen zu 

erweitern. Er muss in deutscher Sprache abgefasst werden. 

 

Der Jahresabschluss soll unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln. 

 

Die Prüfung des Jahresabschlusses ist für große und mittelgroße GmbHs 

zwingend vorgeschrieben. 

 

Die §§ 325-329 des Handelsgesetzbuches (HGB) enthalten für 

Kapitalgesellschaften strenge Regelungen für die Offenlegung von 

Jahresabschlüssen. Die Vorschriften finden auch auf 

Handelsgesellschaften (OHG) und Kommanditgesellschaften (KG), bei 

denen keine natürliche Person persönlich haftender Gesellschafter ist, 

Anwendung. 

 

Zuständig für die Abschlussprüfungen sind Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und für die Jahresabschlüsse und 

Lageberichte mittelgroßer Gesellschaften vereidigte Buchprüfer und 

Buchprüfungsgesellschaften. 

 

Die Prüfer haben ein weitgehendes Recht auf Auskunft und Einsichtnahme 

in Bücher, Kasse, Bestände an Wertpapieren und Waren, etc.. Sie sind 

zur unbedingten Verschwiegenheit verpflichtet. Sie haben über die 

Prüfung einen unparteiischen schriftlichen Prüfungsbericht zu erstatten. 

Sind keine Einwendungen zu erheben, haben die Prüfer einen 

Bestätigungsvermerk zu erteilen. 

 

Mit seinem Bestätigungsvermerk gibt der Abschlussprüfer gegenüber der 

Gesellschaft und den Gesellschaftern sowie mit Wirkung nach außen sein 

Gesamturteil über Buchführung und Jahresabschluss der Gesellschaft ab. 

Er bescheinigt die Übereinstimmung der Rechnungslegung mit den 

gesetzlichen Vorschriften.  

 

 

V. Angaben auf den Geschäftspapieren 

 

Auf den Geschäftspapieren sind folgende Angaben zu machen: 

Firmennamen, Rechtsform, Sitz der Gesellschaft, Amtsgericht des 

Handelsregisters, Handelsregisternummer, Namen sämtlicher (auch 

stellvertretender) Geschäftsführer (mit mindestens einem Vornamen), 

ggf. Vorsitzender des Aufsichtsrats. 

 

 

VI. Besteuerung 

 

Es fallen insbesondere Körperschaftsteuer, Kapitalertragsteuer, 

Gewerbesteuer, Solidaritätszuschlag und Umsatzsteuer an.  

 

 

 

 

 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/handelsrecht/offenlegung/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/handelsrecht/offenlegung/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/handelsrecht/brief/index.html


VII. Auflösung und Beendigung 

 

Die Auflösung einer GmbH wird zumeist durch Beschluss ihrer 

Gesellschafter vollzogen. Weitere Auflösungsgründe sind in § 60 GmbHG 

genannt. Durch den Auflösungsbeschluss wird das Liqidationsverfahren in 

Gang gesetzt, an dessen Ende die Beendigung und Löschung im 

Handelsregister steht. 
 

 

Quelle:  

http://www.frankfurt-

main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/gmbh/index.html 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/unternehmensrecht/gmbh-liquidation/index.html


 

 

GmbH-Mustervertrag 

Vorbemerkung: 

Der vorliegende Mustervertrag für die GmbH dient dem Zweck, eine Übersicht über den 
Regelungsbedarf und die Regelungsmöglichkeiten bei der Ausgestaltung eines 
Gesellschaftsvertrages zu geben. Der Mustervertrag enthält daher nur Beispiele für 
typische Regelungsinhalte und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit in Bezug auf 
die getroffenen Regelungen. Eine individuelle Beratung und die stets notwendige 
individuelle Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages kann der Mustervertrag nicht 
ersetzen. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung eines Gesellschaftsvertrages wird 
empfohlen, den Inhalt des Gesellschaftsvertrages mit einem Rechtsberater abzustimmen. 

  

Vertragsbeispiel: 

Gesellschaftsvertrag der Firma 

Solmusik Vertriebs GmbH 

§ 1
Firma, Sitz 

(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma 
Solmusik Vertriebs GmbH. 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Ravensburg. 

§ 2
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Groß- und Einzelhandel mit Tonträgern.  

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, im In- und Ausland Zweigniederlassungen zu errichten 
und Tochtergesellschaften zu gründen und sich an gleichartigen oder ähnlichen 
Unternehmen zu beteiligen. 
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(3) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen berechtigt, die geeignet erscheinen, den 
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. 

§ 3
Stammkapital und Stammeinlagen 

(1) Das Stammkapital beträgt 25.000 Euro. Hiervon übernehmen als Stammeinlagen 

Herr Franz Mayer 10.000 Euro 

Herr Horst Müller 10.000 Euro 

Frau Petra Müller 5.000 Euro 

(2) Die Stammeinlagen sind in bar zu leisten. Die Hälfte jeder Stammeinlage ist sofort 
fällig, der Rest nach Anforderung durch die Geschäftsführung aufgrund eines Beschlusses 
der Gesellschafterversammlung. 

§ 4
Beginn und Dauer der Gesellschaft 

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Dauer geschlossen. 

(2) Das Geschäftsjahr beginnt am 01.01. eines Jahres und endet am 31.12.. 

Das erste Geschäftsjahr beginnt mit Eintragung und endet am 31.12. diesen Jahres. 

§ 5
Geschäftsführung, Vertretung 

(1) Die Gesellschaft wird vertreten, wenn nur ein Geschäftsführer bestellt ist, durch diesen 
allein, wenn mehrere Geschäftsführer bestellt sind, durch zwei Geschäftsführer 
gemeinsam oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen. 

(2) Durch Gesellschafterbeschluss kann einem oder mehreren Geschäftsführern 
Einzelvertretungsbefugnis erteilt werden. 

(3) Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann jeder Geschäftsführer von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 

(4) Die Geschäftsführer sind an diejenigen Beschränkungen der 
Geschäftsführungsbefugnis gebunden, die sich aus diesem Gesellschaftsvertrag oder aus 
einer von der Gesellschafterversammlung erlassenen Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung ergeben. 
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(5) Die Geschäftsführer unterliegen einem Wettbewerbsverbot. Sie dürfen keine Geschäfte 
tätigen, die zum Geschäftsgegenstand der Gesellschaft gehören. Sie dürfen sich weder 
unmittelbar noch mittelbar an solchen Geschäften oder an Unternehmen beteiligen, die im 
Wettbewerb mit der Gesellschaft stehen. Die Gesellschafterversammlung kann mit einer 
Mehrheit von .... der abgegebenen Stimmen beschließen, inwieweit und unter welchen 
Bedingungen ein Geschäftsführer vom Wettbewerbsverbot befreit wird. 

§ 6
Gesellschafterversammlung 

(1) Die Gesellschafterversammlung tritt mindestes einmal im Jahr zusammen. Die 
Gesellschafterversammlung, die über die Feststellung des Jahresabschlusses beschließt, 
ist spätestens bis zum 30. 04. des Folgejahres durchzuführen. 

(2) Die Gesellschafterversammlung wird unabhängig von der Geschäftsführungs- und 
Vertretungsbefugnis durch einen oder mehrere Geschäftsführer einberufen. Die 
Ladungsfrist beträgt bei ordentlichen Gesellschafterversammlungen ... Wochen, bei 
außerordentlichen Gesellschafterversammlungen ... Wochen und beginnt mit der Aufgabe 
der Einladung zur Post, wobei der Tag der Absendung und der Tag der Versammlung nicht 
mitgerechnet werden. Mit der Ladung sind die Tagesordnung und die zu stellenden 
Anträge bekannt zu geben. 

(3) Jeder Gesellschafter kann eine außerordentliche Gesellschafterversammlung 
einberufen, wenn die Geschäftsführung einen mit Gründen versehenen Antrag auf 
Einberufung der Gesellschafterversammlung ablehnt. 

(4) Die Kosten der Gesellschafterversammlung (auch einer außerordentlichen) trägt die 
Gesellschaft. 

(5) Die Gesellschafterversammlung bestimmt einen Versammlungsleiter mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmgleichheit entscheidet das Los. Dieser hat dafür Sorge zu 
tragen, dass über den Verlauf der Versammlung von einem Protokollführer eine 
Niederschrift angefertigt wird, in welcher Ort und Tag der Versammlung, die Teilnehmer, 
die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die 
Beschlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Die Niederschrift ist vom Leiter der
Versammlung zu unterzeichnen. Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift des Protokolls zu 
übersenden. 

(6) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen ist und mindestens ... Prozent des Stammkapitals vertreten ist. Ist diese 
Mehrheit nicht vertreten, so ist innerhalb von ... Wochen gem. § 6 Abs. 2 zu einer neuen 
Gesellschafterversammlung einzuladen. Diese ist unabhängig von der Höhe des 
vertretenen Kapitals beschlussfähig. Die erneute Einladung muss einen besonderen 
Hinweis hierauf enthalten. 

(7) Eine nicht ordnungsgemäß einberufene Gesellschafterversammlung kann Beschlüsse 
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fassen, wenn alle Gesellschafter vertreten sind und kein Widerspruch gegen die Abhaltung 
der Versammlung erhoben wird. 

§ 7
Gesellschafterbeschlüsse 

(1) Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, soweit das Gesetz und dieser Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmen. 

(2) Je 50.- Euro eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. Stimmenthaltung und 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

(3)Beschlüsse, welche die Änderung des Gesellschaftsvertrages oder die Auflösung der 
Gesellschaft zum Gegenstand haben, bedürfen der Mehrheit von 3/4 der abgegebenen 
Stimmen. Der Beschluss muss notariell beurkundet werden. 

(4) Die Anfechtung von Gesellschafterbeschlüssen durch Klageerhebung ist nur innerhalb 
von einer Frist von ... Monaten nach Empfang des Beschlussprotokolls zulässig. 

(5) Die Gesellschafter sind berechtigt, sich in der Gesellschafterversammlung durch einen 
anderen Gesellschafter oder durch eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person 
der rechts-, steuerberatenden oder wirtschaftsprüfenden Berufe vertreten zu lassen. Im 
Falle einer Bevollmächtigung ist zu Beginn eine schriftliche Vollmacht des vertretenen 
Gesellschafters zu übergeben. 

(6) Die Beschlussfassung kann auch schriftlich, telegrafisch, per Telefax oder E-Mail 
erfolgen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. Voraussetzung ist, 
dass sich die Gesellschafter ausdrücklich für den konkreten Beschluss in der 
vorgeschlagenen Form einverstanden erklären, wobei für die Einverständniserklärung 
ebenfalls diese Form ausreicht. 

§ 8
Verfügung über Geschäftsanteile 

(1) Jede Verfügung über Geschäftsanteile oder Teile von solchen oder deren Verpfändung 
ist nur mit Zustimmung der Gesellschafter aufgrund eines Beschlusses der 
Gesellschafterversammlung zulässig. Die Gesellschafter haben ein Vorkaufsrecht im 
Verhältnis ihrer Stammeinlagen. Macht ein Gesellschafter davon nicht innerhalb einer Frist 
von ... Wochen nach Beschlussfassung Gebrauch, geht das Vorkaufsrecht anteilig auf die 
verbliebenen Gesellschafter und schließlich auf die Gesellschaft über. 

(2) Die Gesellschafter können auch die Einziehung der Geschäftsanteile beschließen. 
Hierfür ist ein einstimmiger Gesellschafterbeschluss erforderlich. 

(3) Der Kaufpreis für einen Geschäftsanteils bemisst sich nach § 12. 
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§ 9
Einziehung von Geschäftsanteilen 

(1) Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des betroffenen 
Gesellschafters jederzeit zulässig. 

(2) Die Einziehung des Geschäftsanteils eines Gesellschafters ohne dessen Zustimmung 
ist zulässig, wenn 

a) von Seiten eines Gläubigers eines Gesellschafters Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in 
dessen Geschäftsanteil vorgenommen werden und es dem Inhaber des Geschäftsanteils 
nicht binnen drei Monaten seit Beginn dieser Maßnahme gelungen ist, ihre Aufhebung zu 
erreichen; 

b) über das Vermögen des Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet wurde und nicht 
innerhalb von ... Wochen wieder aufgehoben wird; 

c) die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird; 

d) in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung rechtfertigender Grund 
vorliegt. Ein solcher Grund ist insbesondere gegeben, wenn der Gesellschafter eine 
Verpflichtung, die ihm nach dem Gesellschaftsvertrag oder einer anderen zwischen den 
Gesellschaftern mit Rücksicht auf die Gesellschaft getroffenen Vereinbarung obliegt, 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 

(3) Die Gesellschafter können bei der Pfändung eines Geschäftsanteils den voll-
streckenden Gläubiger befriedigen und den gepfändeten Anteil einziehen. Der betroffene 
Gesellschafter kann der Befriedigung nicht widersprechen. Die Aufwendungen zur 
Befriedigung des vollstreckenden Gläubigers werden auf die Abfindung des betroffenen 
Gesellschafters angerechnet. 

(4) Statt der Einziehung kann die Gesellschafterversammlung beschließen, dass der 
Geschäftsanteil gegen Übernahme der Abfindelast auf einen oder mehrere Gesellschafter 
oder Dritte zu übertragen ist. 

(5) Für die Bemessung der Abfindung gilt § 12. 

(6) Die Einziehung oder Abtretung kann von der Gesellschafterversammlung nur mit 
Dreiviertelmehrheit beschlossen werden. Bei der Beschlussfassung steht dem betroffenen 
Gesellschafter kein Stimmrecht zu, seine Stimmen bleiben bei der Berechnung der 
Mehrheit außer Betracht. 

§ 10
Kündigung 

(1) Jeder Gesellschafter kann mit einer Frist von ... Monaten zum Kalenderjahres- oder 
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Halbjahresende durch eingeschriebenen Brief an die Gesellschaft kündigen. 

(2) Für den Geschäftsanteil des kündigenden Gesellschafters gelten die Regelungen der 
§§ 8 und 12. 

(3) Durch die Kündigung wird die Gesellschaft nicht aufgelöst. 

(4) Ist der Anteil des kündigenden Gesellschafters nicht spätestens mit Ablauf von ... 
Monaten nach dem Tag, auf den die Kündigung erfolgt ist, von der Gesellschaft oder einem 
Dritten übernommen oder eingezogen worden, tritt die Gesellschaft in Liquidation. 

§ 11
Tod eines Gesellschafters 

(1) Der Geschäftsanteil eines verstorbenen Gesellschafters kann durch Beschluss der 
verbleibenden Gesellschafter entweder eingezogen oder übertragen werden. Bei dieser 
Beschlussfassung haben die Erben oder die anderweitig durch Verfügung von Todes 
wegen Begünstigten des verstorbenen Gesellschafters kein Stimmrecht. 

(2) Der Beschluss ist innerhalb von ... Monaten nach Kenntnis des Erbfalls zu treffen. § 12 
gilt entsprechend. 

§ 12
Abfindung / Vergütung 

(1) Scheidet ein Gesellschafter aus der Gesellschaft aus, ohne dass es zu einer 
Liquidation der Gesellschaft kommt oder wird sein Gesellschaftsanteil eingezogen, erhält 
er eine Abfindung. 

(2) Die Abfindung bemisst sich nach dem für den Geschäftsanteil zu ermittelnden Wert. 
Der Wert wird nach den am Tag des Ausscheidens geltenden Grundsätzen des 
sogenannten Stuttgarter Verfahrens (nach der aktuellen Erbschaftssteuerrichtlinie), 
hilfsweise nach der letztgültigen Fassung, durch die Gesellschaft selbst ermittelt. 

(3) Die Abfindung ist in drei gleich hohen Raten zu zahlen. Die erste Rate ist ... Monate 
nach der Feststellung der Abfindung fällig. Die zweite und dritte Rate sind jeweils am ... 
fällig. Das restliche Abfindungsguthaben ist ab diesem Zeitpunkt jährlich mit 2 Prozent 
über dem jeweiligen Basiszinssatz der EZB zu verzinsen. Die Zinsen sind jeweils 
nachträglich zum Ende des Geschäftsjahres zu berechnen und zahlungsfällig. Gerät die 
Gesellschaft mit der Zahlung einer Rate mehr als ... Tage in Verzug, wird das gesamte 
noch offene Abfindungsguthaben zur Auszahlung fällig. 

(4) Die Gesellschafter können eine vorzeitige Auszahlung des Auszahlungsguthabens 
beschließen. 

(5) Können sich die Parteien über die Höhe der Abfindungssumme nicht einigen, wird 
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diese durch Schiedsgutachten nach § 317 ff. BGB verbindlich festgelegt. Der 
Schiedsgutachter soll ein öffentlich bestellter Sachverständiger für ... sein., den die 
Parteien gemeinsam bestimmen und beauftragen. Können sich die Parteien über die 
Person des Schiedsgutachters nicht innerhalb von ... Wochen einigen, wird dieser auf 
Antrag auch nur einer Partei durch die örtlich zuständige IHK bestimmt. Die Parteien 
verpflichten sich, den Schiedsgutachter gemeinsam zu beauftragen. Die Kosten des 
Schiedsgutachtens tragen die Parteien je zur hälfte (alternativ: Die Kosten werde vom 
Schiedsgutachter gem. § 1057 ZPO nach pflichtgemäßem Ermessen auf die Parteien 
verteilt). 

§ 13
Jahresabschluss und Ergebnisverwendung 

(1) Der Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung) und, soweit 
gesetzlich erforderlich, der Lagebericht ist von der Geschäftsführung in den ersten drei 
Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. 

(2) Der aufgestellte Jahresabschluss sowie der ggf. zu erstellende Lagebericht sind den 
Gesellschaftern unverzüglich zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen. 

(3) Über die Ergebnisverwendung beschließt jeweils die Gesellschafterversammlung. 

§ 14
Beendigung der Gesellschaft 

(1) Der Beschluss über die Auflösung der Gesellschaft bedarf der Zustimmung von 
mindestens ...Prozent der Stimmen des gesamten Stammkapitals. 

(2) Wird die Gesellschaft aufgelöst, bestimmt die Gesellschafterversammlung die Art der 
Durchführung und wählt die Liquidatoren. Sie bestimmt auch deren Vergütung. 

§ 15
Wettbewerbsverbot 

(1) Jedem Gesellschafter ist es untersagt, sich unmittelbar oder mittelbar gewerbsmäßig 
oder gelegentlich für eigene oder fremde Rechnung im Geschäftszweig der Gesellschaft zu 
betätigen, ein Unternehmen, das Geschäfte im Geschäftszweig der Gesellschaft betreibt, 
zu erwerben, sich an solchen Unternehmen zu beteiligen oder es auf andere Weise zu 
unterstützen; ausgenommen ist die Tätigkeit für Unternehmen an denen die Gesellschaft 
beteiligt ist. 

(2) Das Wettbewerbsverbot endet mit dem Ausscheiden aus der Gesellschaft. 

(3) Durch Beschluss der Gesellschafter kann ein Gesellschafter vom Wettbewerbsverbot 
befreit werden. Der betroffene Gesellschafter hat bei der Beschlussfassung kein 
Stimmrecht. 
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§ 16
Beirat 

(1) Die Gesellschafterversammlung kann mit einer Mehrheit von ...Prozent aller 
vorhandenen Stimmen die Einrichtung eines Beirates zur Beratung und/oder Überwachung 
der Geschäftsführung beschließen. 

(2) Die Aufgaben und die Befugnisse sind in diesem Falle in einer Beiratsordnung durch 
Beschluss der Gesellschafterversammlung festzulegen. Für den Beschluss ist eine 
Mehrheit entsprechend Abs. 1 erforderlich. 

§ 17
Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger. 

§ 18
Salvatorische Klausel 

(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein, 
so wird hierdurch die Gültigkeit des Vertrages im übrigen nicht berührt. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung soll eine angemessene Regelung gelten, die dem am nächsten 
kommt, was die Gesellschafter gewollt hätten, wenn sie bei Vertragsschluss den Punkt 
beachtet hätten, sofern dies rechtlich möglich ist. 

§ 19
Gründungsaufwand 

Der Gründungsaufwand (die Kosten der not. Beurkundung und der Eintragung im 
Handelsregister sowie die sonstigen Steuern und Gebühren der Gründung) werden bis zum 
Betrag von .... Euro von der Gesellschaft getragen. 

§ 20
Schlichtungsvereinbarung 

Die Parteien verpflichten sich im Falle einer sich aus diesem Vertrag ergebenden oder sich 
darauf beziehenden Streitigkeit vor Klageerhebung bei einem Schiedsgericht oder einem 
ordentlichen Gericht eine Schlichtung nach den Bestimmungen der Schlichtungsstelle für 
kaufmännische Streitigkeiten.................. .............durchzuführen. 
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Eine Klage vor einem Schiedsgericht oder einem ordentlichen Gericht wird erst erhoben, 
wenn sich die klagende Partei vergeblich um die Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens bemüht hat oder wenn nach einem erfolglosen 
Schlichtungsverfahren von der Geschäftsstelle der Schlichtungsstelle für kaufmännische 
Streitigkeiten ...............................die Beendigung dieses Schlichtungsverfahrens 
bestätigt wird. 

© Industrie- und Handelskammer Stade 
Für die Richtigkeit der in dieser Website enthaltenen Angaben können wir trotz sorgfältiger 
Prüfung keine Gewähr übernehmen.
Bei den angelinkten externen Seiten handelt es sich ausschließlich um fremde Inhalte, für 
die wir keine Haftung übernehmen und deren Inhalt wir uns nicht zu eigen machen.

Ansprechpartner:
Ass. Holger Bartsch
Tel.: 04141 524-144
Fax: 04141 524-222

  Holger.Bartsch@stade.ihk.de

Dokument-Nummer: 22821 
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Kommanditgesellschaft (KG)  
 

 

 

I. Begriffsbestimmungen und wesentliche Merkmale  

 

I. A. Begriffsbestimmungen:  

 

Ein Gewerbe liegt vor bei einer selbständigen, nach außen erkennbaren, 

legalen Tätigkeit, die auf Dauerhaftigkeit und Gewinnerzielung angelegt ist 

und kein freier Beruf (z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Steuerberater, etc.) sowie 

keine Urproduktion (Landwirtschaft, etc.) ist. 

 

In Deutschland herrscht Gewerbefreiheit. Jeder, der ein Gewerbe ausüben 

will, hat grundsätzlich dazu das Recht. 

 

Ein Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, kann auf verschiedene Arten 

organisiert werden. Jedes Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, muss die 

Regelungen der Gewerbeordnung (GewO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 1. Januar 1987 beachten. Zusätzlich fällt die KG als 

Unternehmen, das schon eine gewisse Größenordnung erreicht hat, unter 

die organisationsrechtlichen Regelungen des Handelsgesetzbuchs (HGB), 

unabhängig davon, ob sie ein Handelsgewerbe im engeren herkömmlichen 

Sinne betreibt. 

 

Als Handelsgewerbe gelten nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) 

Unternehmen, die die typischen Handelstätigkeiten (früher: 

Grundhandelsgewerbe) ausüben: z. B. der Groß- und Einzelhandel, das 

produzierende Gewerbe, Bank- und Versicherungsgewerbe, 

Transportgewerbe, Handelsvertreter etc., Aber auch Personen, die ein 

handwerkliches oder sonstiges gewerbliches Unternehmen betreiben, gelten 

als Kaufleute. 

 

KG´s sind wie alle Kaufleute verpflichtet, ihre Unternehmen ins 

Handelsregister eintragen zu lassen. Unternehmen, die nach Art und 

Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, der nicht in kaufmännischer 

Weise eingerichtet sein muss, brauchen nicht ins Handelsregister 

eingetragen werden. Sie sind dagegen nur verpflichtet, beim zuständigen 

Gewerbeamt ein Gewerbe anzumelden. Zur Unterscheidung zum Kaufmann 

nennt man diese Unternehmen kleinerer Größenordnung 

Kleingewerbetreibende (KGT) oder auch nur Gewerbetreibende. Diese 

Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, 

der nicht in kaufmännischer Weise eingerichtet ist, können sich (freiwillig) in 

das Handelsregister eintragen lassen und gelten damit als Kaufmann mit 

allen Rechten und Pflichten.  

 

Sind mehrere Personen Inhaber eines kleingewerbetreibenden 

Unternehmens, so bezeichnet man diese Unternehmensstruktur als 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). 
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Die folgenden Erläuterungen beziehen sich ausschließlich auf ein 

gewerbetreibendes Unternehmen, das sich in Form einer KG 

organisiert hat. 

 

KG 

 

Die KG ist eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines 

Handelsgewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, bei der 

mindestens ein Gesellschafter unbeschränkt haftet. Bei anderen 

Gesellschaftern ist die Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern auf 

den Betrag einer bestimmten Vermögenseinlage beschränkt. 

 

Das Recht der KG ist in den §§ 161-177 a Handelsgesetzbuch (HGB) 

geregelt. Ergänzend finden die Vorschriften zur oHG (§§ 105-160 HGB) und 

die Vorschriften über die Gesellschaft (GbR) (§§ 705-740 BGB) Anwendung. 

Die KG muss in das Handelsregister eingetragen werden. 

 

Spezialfall: GmbH & Co. KG 

Hierbei handelt es sich um eine Unterart der KG. Die Bezeichnung GmbH & 

Co. ergibt sich daraus, dass statt einer oder mehrerer natürlicher Personen 

eine GmbH persönlich haftende Gesellschafterin der KG ist. Auf die GmbH & 

Co. KG ist das Recht der KG anzuwenden. Besonderheiten dieser 

Rechtsformverbindung werden deshalb unter diesem Kapitel (KG) 

mitbehandelt. 

 

Wie die oHG gilt die KG als typische Gesellschaftsform für mittelständische 

Unternehmen. Im Hinblick auf die kapitalistische Ausgestaltung ist sie auch 

für größere Unternehmen geeignet. Sie ist besonders beliebt in der 

Mischform der GmbH & Co. KG, in der die Vorteile der Kapitalgesellschaft 

(Haftungsbeschränkung) mit denen der Personengesellschaft kombiniert 

werden können. 

 

Die GmbH & Co. KG gibt die Möglichkeit, bei einer Personengesellschaft die 

volle persönliche Haftung aller beteiligten natürlichen Personen 

auszuschließen und trotzdem im wesentlichen als Personengesellschaft 

behandelt und besteuert zu werden. 

 

I. B. Wesentliche Merkmale  

 

Gesellschaftsform  

 

Die KG ist eine Personengesellschaft. Die KG ist wie die oHG 

Personengesellschaft, allerdings mit kapitalistischen Einschlag. Die 

Gründung der Personengesellschaft ist nicht von einem bestimmten 

Mindestkapital abhängig. 

 

Anders als die persönlich haftenden Gesellschafter arbeiten Kommanditisten 

in der Gesellschaft normalerweise nicht mit. 

 

Das Wesen der GmbH & Co. KG wird durch die mitgliedschaftliche 

Verbindung von Personengesellschaft und Kapitalgesellschaft geprägt. 

 

Verfassung, Organe  

 

Die KG besitzt keine eigene, von den Gesellschaftern selbst unterschiedene 

Rechtspersönlichkeit. Trotzdem ist sie einer juristischen Person insoweit 

ähnlich, als sie vor Gericht klagen und verklagt werden kann. Sie kann 

Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere 



dingliche Rechte an Grundstücken erwerben. Jeder persönlich haftende 

Gesellschafter (Komplementär) hat Alleingeschäftsführungsbefugnis und 

Alleinvertretungsmacht. Die Kommanditisten haben keine Vertretungsmacht 

nach außen. 

 

Rechtsverhältnisse der Gesellschafter, Haftung  

 

Die persönlich haftenden Gesellschafter (Komplementäre) sind Kaufleute. 

Die Kommanditisten sind dagegen keine Kaufleute. 

 

Für Gesellschaftsschulden haftet die KG mit dem Gesellschaftsvermögen 

(Gesamthandsvermögen). Zusätzlich haften die Komplementäre persönlich. 

Eine Haftungsbeschränkung der Komplementäre auf das 

Gesellschaftsvermögen ist nicht möglich. 

 

Der Kommanditist haftet Gesellschaftsschuldnern gegenüber nur mit seiner 

Einlage. Ist diese geleistet, ist eine weitere Haftung des Kommanditisten 

ausgeschlossen. Die Haftungsbeschränkung des Kommanditisten gilt 

allerdings erst ab der Eintragung ins Handelsregister. Er haftet 

unbeschränkt, wenn die Gesellschaft schon zuvor die Geschäfte begonnen 

hat und der Gläubiger die Eigenschaft als Kommanditist nicht kannte. 

 

Da die GmbH bereits Kraft Gesetzes nur mit ihrem eigenen Vermögen 

haftet, ergibt sich daraus folgend ebenfalls eine Haftungsbeschränkung der 

GmbH & Co. KG. 

 

 

Die Gesellschafter einer KG sind als Selbständige normalerweise nicht 

sozialversicherungspflichtig (Rentenversicherung, Krankenversicherung und 

Arbeitslosenversicherung). Eine freiwillige Weiterversicherung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung ist für ehemalige Angestellte möglich. 

Außerdem besteht die Möglichkeit, eine Pflichtversicherung oder eine 

freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung zu 

beantragen. In einigen Branchen ist auch ein Unternehmer 

versicherungspflichtig in der gesetzlichen Unfallversicherung 

(Berufsgenossenschaften), wenn er keine Arbeitnehmer beschäftigt.  

 

 

II. Die Gründung einer KG  

 

II. A. Wichtigste Erfordernisse  

 

Gesellschafter  

 

Die KG entsteht durch Gesellschaftsvertrag von mindestens zwei 

Gesellschaftern. Ein Gesellschafter haftet unbeschränkt (Komplementär). 

Die Haftung des anderen ist auf seine Einlage beschränkt (Kommanditist). 

Gesellschafter einer KG können natürliche und juristische Personen (z. B. bei 

der GmbH & Co. KG), auch ausländische, sein.  

Ein Wechsel der Gesellschafter ist nur mit Zustimmung aller Gesellschafter 

möglich, falls der Vertrag nichts anderes bestimmt. 

 

Gesellschafter der Komplementär-GmbH und Kommanditisten können 

identische Personen sein. Auch ist möglich, dass der alleinige Gesellschafter 

einer Einmann-Komplementär-GmbH der einzige Kommanditist ist. 

 

Kapital  
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Ein Mindestkapital ist nicht erforderlich. Der Kommanditist leistet eine feste 

Einlage, deren Höhe beliebig ist. 

 

Gegenstand  

 

Die KG ist eine Handelsgesellschaft, d.h. nach der Definition des 

Handelsgesetzbuchs (HGB) ist ihr Geschäftszweck auf den Betrieb eines 

Handelsgewerbes gerichtet. Außer einem typischen, traditionellen 

Handelsgewerbe (Großhandel, Einzelhandel) kann eine KG wie jeder im 

Handelsregister eingetragene Kaufmann auch alle anderen in Form eines 

Gewerbes zulässigen Zwecke verfolgen (insbesondere auch Industrie, 

Handwerk und sonstige Dienstleistungen).  

 

Wenn ein Geschäftsbetrieb einer Gesellschaft in Art und Umfang einen in 

kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, gilt das 

Unternehmen immer als Handelsgewerbe, unabhängig davon, ob es ins 

Handelsregister eingetragen wurde oder nicht. In der Beurteilung eines 

Unternehmens, ob es kaufmännisch geführt wird, ist insbesondere auf den 

Jahresumsatz, Art und Anzahl der Geschäftsvorgänge, Kreditaufnahme, 

Geschäftsräume, Beschäftigtenanzahl, Art der Buchführung, etc. 

abzustellen. 

 

Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, 

der nicht in kaufmännischer Weise eingerichtet ist, können sich freiwillig in 

das Handelsregister eintragen lassen und gelten damit als Kaufmann mit 

allen Rechten und Pflichten.  

 

Firma  

 

Die Firma ist der Name eines Unternehmens, mit dem es im Rechts- und 

Geschäftsverkehr auftritt. Die Firma der KG kann den Familiennamen eines 

persönlich haftenden Gesellschafters, Phantasiezusätze oder Sachzusätze 

enthalten, solange sie Unterscheidungskraft und damit Namensfunktion 

besitzt. Sie kann auch als Kombination dieser Elemente gebildet werden. Die 

Rechtsform („Kommanditgesellschaft“) muss stets angegeben werden. Sie 

kann auch abgekürzt werden: „KG“. 

 

Bei der GmbH & Co. KG muss immer ein diese besondere Formation 

anzeigender Zusatz („GmbH & Co. KG“ oder „persönlich haftende KG“) 

enthalten sein. 

 

Die Firmenbestandteile dürfen allerdings nicht geeignet sein, Täuschungen 

über die Art oder den Umfang des Geschäfts oder die Verhältnisse des 

Geschäftsinhabers herbeizuführen. Die Firma muss sich deutlich von 

anderen bereits im Handelsregister eingetragenen Firmen am selben Ort 

bzw. in der selben Gemeinde unterscheiden. 

 

Nur das im Handelsregister eingetragene Unternehmen kann einen 

Firmennamen führen, der zusammen mit dem Geschäftsbetrieb verkauft, 

vererbt und verpachtet werden kann. 

 

 

 

 

 

 

II. B. Form- und Publizitätsvorschriften  

 



Gesellschaftsvertrag  

 

Im Gesellschaftsvertrag sollte geregelt werden: Gegenstand, Firma, Art und 

Umfang der Einlagen der Gesellschafter, Geschäftsführungs- und 

Vertretungsbefugnis, Gewinn- und Verlustverteilung, Beendigung der 

Gesellschaft und Ausscheiden von Gesellschaftern. 

 

In dem Gesellschaftsvertrag muss die beschränkte Haftung jedes 

Kommanditisten und die Höhe dieser Haftung durch Festsetzung eines 

bestimmten Betrages vereinbart sein. Dieser kann sich, muss sich aber nicht 

mit der im Innenverhältnis zu leistenden Einlage decken. 

 

Für den Abschluss des Gesellschaftsvertrages existieren keine 

Formvorschriften. Es empfiehlt sich allerdings, einen schriftlichen Vertrag zu 

schließen. Wenn nichts anderes vereinbart ist, gilt das Handelsgesetzbuch 

(HGB). 

 

Kapitalausstattung  

 

Das Gesellschaftsvermögen steht wie bei der oHG allen Gesellschaftern 

einschließlich Kommanditisten zur gesamten Hand zu. Jeder Gesellschafter 

ist mit seinem Kapitalanteil beteiligt, dessen Höhe aus der Bilanz ersichtlich 

ist und der auf einen bestimmten Geldbetrag lautet. 

 

Die Einlage kann in Geld, Sachwerten oder in der Leistung von Diensten 

bestehen. Die Modalitäten der Einzahlung können frei vereinbart werden. 

 

Bestellung der Organe  

 

Besondere Organe, die die Geschäftsführung ausüben, bestehen neben den 

Gesellschaftern nicht. 

 

Erfüllung der Publizitätsvorschriften  

 

Die KG ist zur Eintragung ins Handelsregister über einen Notar anzumelden. 

Sie entsteht erst mit der Eintragung. 

 

Die Anmeldung zum Handelsregister ist von sämtlichen Gesellschaftern 

vorzunehmen. Sie muss den Namen, Vornamen, Beruf und Wohnort der 

Gesellschafter, die Firma der Gesellschaft und den Ort, an dem sie ihren Sitz 

hat, und den Zeitpunkt des Beginns enthalten. Die Anmeldung hat in 

öffentlich beglaubigter Form (durch einen Notar) zu erfolgen. Die 

vertretungsberechtigten Gesellschafter müssen die Firma nebst 

Namensunterschrift zeichnen. 

 

Bei der Kommanditgesellschaft ist außerdem die Bezeichnung der 

Kommanditisten und der Betrag der Einlage eines jeden aufzuführen. 

 

Dem Notar unbekannte Gründer müssen sich durch gültige Ausweispapiere 

legitimieren. Für den Fall, dass eine erschienene Person nicht im eigenen 

Namen, sondern für eine andere Person handelt: schriftliche Vollmacht bzw. 

nachträgliche Einwilligung in notariell beglaubigter Form. Falls die 

Unterschrift unter einer Vollmacht von einem ausländischen Notar 

beglaubigt wird, ist je nach Herkunftsland die Legalisation (oder die 

Apostille) erforderlich. Erstere kann durch einen Konsul der Bundesrepublik 

Deutschland erteilt werden. 

 

Falls eine juristische Person zu den Gründern gehört, muss die Existenz der 



juristischen Person durch beglaubigten Handelsregisterauszug (bei 

ausländischen Unternehmen: dementsprechende amtliche 

Registrierungsunterlagen) nachgewiesen werden. 

 

Die Eintragungen in das Handelsregister werden durch Veröffentlichung im 

Bundesanzeiger und mindestens einer anderen Zeitung bekanntgemacht. 

 

 

III. Funktionsweise der KG  

 

III. A. Die Geschäftsleitung der KG  

 

Handelnde Organe  

 

Geschäftsführung nach innen  

 

Die Geschäftsführung erfolgt nur durch die Komplementäre. Ist eine GmbH 

Komplementärin (GmbH & Co. KG), so handelt für sie ihr Geschäftsführer. 

Der Kommanditist ist von der Geschäftsführung ausgeschlossen. Lediglich 

bei ungewöhnlichen Geschäften ist die Zustimmung des Kommanditisten 

erforderlich. Eine abweichende Regelung kann allerdings der 

Gesellschaftervertrag vorsehen. 

 

Im Übrigen gilt gesetzlich die Einzelgeschäftsführungsbefugnis. Für 

ungewöhnliche Geschäfte ist aber ein Gesellschafterbeschluss erforderlich. 

 

Gesellschafterbeschlüsse sind grundsätzlich einstimmig zu fassen. Das 

Verfahren ist formfrei. Abweichende Regelungen sind möglich. 

 

Vertretung nach außen  

 

Die Vertretung nach außen hin erfolgt durch die persönlich haftenden 

Gesellschafter (organschaftliche Vertretung). Vertretungsberechtigt ist 

grundsätzlich jeder Komplementär in Einzelvertretungsmacht. Abweichende 

Regelungen sind möglich. Der Kommanditist hat keine Vertretungsmacht. 

 

Bei der GmbH & Co. KG wird die Gesellschaft in der Regel durch die 

Komplementär-GmbH vertreten. Diese wird ihrerseits durch ihren 

Geschäftsführer vertreten. 

 

Nichtgesellschaftern und auch Kommanditisten kann mit der Prokura die 

Vertretungsbefugnis eingeräumt werden. Die Erteilung der Prokura muss ins 

Handelsregister eingetragen werden. 

 

Geschäftspapiere  

 

Auf den Geschäftspapieren sind folgende Angaben zu machen: 

Firmennamen, Rechtsform, Ort der Niederlassung, Amtsgericht des 

Handelsregisters, Handelsregisternummer. 

 

Bei einer Gesellschaft, bei der kein persönlich haftender Gesellschafter eine 

natürliche Person ist, sind außerdem die Firmen der Gesellschafter sowie 

deren Eintragungsdaten anzugeben. 

 

 

III. B. Kontrolle und Jahresabschluss  

 

Kontrolle und Informationsrecht der Gesellschafter  



 

Komplementäre können sich persönlich unterrichten und Handelsbücher und 

Papiere einsehen sowie eine Bilanz und einen Jahresabschluss anfertigen. 

Dies gilt selbst, wenn sie von der Geschäftsführung ausgeschlossen sind. 

Kommanditisten haben nur eingeschränkte Kontrollrechte. Sie können die 

Abschrift des Jahresabschlusses verlangen und dessen Richtigkeit 

überprüfen. 

 

Buchführung und Jahresabschluss  

 

KG: 

 

Eine KG ist nicht verpflichtet, Abschlussprüfungen durch Wirtschaftsprüfer 

vornehmen zu lassen, außer bei Kreditinstituten oder Gesellschaften, die 

dem Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen und 

Konzernen unterfallen. 

 

Als kaufmännisches Unternehmen ist die KG verpflichtet, Handelsbücher zu 

führen und in diesen ihre Handelsgeschäfte und ihre Vermögenslage nach 

den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ersichtlich zu machen. Am 

Schluss eines jeden Geschäftsjahres ist eine Bilanz (Jahresbilanz) und eine 

Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen (in deutscher Sprache und in 

Euro). 

 

Die Prüfung des Jahresabschlusses ist nicht vorgeschrieben. 

 

Die Offenlegung oder Publizität des Jahresabschlusses ist nicht vorgesehen, 

außer bei Kreditinstituten oder Gesellschaften, die dem Gesetz über die 

Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen und Konzernen unterfallen. 

 

Speziell: GmbH & Co. KG 

 

Die GmbH & Co. KG ist als Handelsgesellschaft verpflichtet, Handelsbücher 

zu führen. Sie ist verpflichtet, am Schluss eines jeden Geschäftsjahres eine 

Bilanz (Jahresbilanz) und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen (in 

deutscher Sprache und in Euro) 

 

Außerdem ist dieser Jahresabschluss um einen Anhang mit Erläuterungen zu 

erweitern. Der Jahresabschluss hat unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu vermitteln. 

 

Die Prüfung des Jahresabschlusses ist für große und mittelgroße GmbH & 

Co. KG s zwingend vorgeschrieben. 

 

Kleine GmbH & Co. KG s sind verpflichtet, dem Handelsregister 

zusammengefasste Bilanzen (§ 266, Abs. 1 HGB) nebst verkürztem Anhang 

(§ 288 HGB) einzureichen (Offenlegung von Bilanzen). Mittelgroße 

Gesellschaften haben dem Handelsregister eine zusammengefasste Bilanz, 

eine zusammengefasste Gewinn- und Verlustrechnung (§ 276 HGB), einen 

verkürzten Anhang (§ 288 HGB) und Lagebericht sowie den 

Prüfungsvermerk und den Bericht des Aufsichtsrates einzureichen. Große 

Gesellschaften sind verpflichtet, den gesamten Jahresabschluss ohne 

Kürzungen sowie den Prüfungsvermerk und den Bericht des Aufsichtsrats 

zum Handelsregister einzureichen; Veröffentlichung im Bundesanzeiger. 

 

Kleine Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei 

nachstehenden Merkmale nicht überschreiten: 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/handelsrecht/offenlegung/index.html


4.015.000 Euro Bilanzsumme; 8.030.000 Euro Jahresnettoumsatz, im 

Jahresdurchschnitt 50 Arbeitnehmer. 

 

Mittelgroße Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der zuvor 

bezeichneten Merkmale überschreiten und mindestens zwei der drei 

nachfolgenden Merkmale nicht überschreiten: 

16.060.000 Euro Bilanzsumme, 32.120.000 Euro Jahresnettoumsatz, 250 

Beschäftigte. 

 

Große Kapitalgesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei 

letztgenannten Merkmale überschreiten. 

 

Zuständig für die Abschlussprüfungen sind Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und für die Jahresabschlüsse und 

Lageberichte mittelgroßer Gesellschaften vereidigte Buchprüfer und 

Buchprüfungsgesellschaften. 

 

Die Prüfer haben ein weitgehendes Recht auf Auskunft und Einsichtnahme in 

Bücher, Kasse, Bestände an Wertpapieren und Waren, etc.. Sie sind zur 

unbedingten Verschwiegenheit verpflichtet. Sie haben über die Prüfung 

einen unparteiischen schriftlichen Prüfungsbericht zu erstatten. Sind keine 

Einwendungen zu erheben, haben die Prüfer einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen. 

 

Mit seinem Bestätigungsvermerk gibt der Abschlussprüfer gegenüber der 

Gesellschaft und den Gesellschaftern sowie mit Wirkung nach außen sein 

Gesamturteil über Buchführung und Jahresabschluss der Gesellschaft ab. Er 

bescheinigt die Übereinstimmung der Rechnungslegung mit den gesetzlichen 

Vorschriften. 

 

 

IV. Steuern 

 

Die KG ist eine Personengesellschaft. Personengesellschaften selbst 

unterliegen weder der Einkommensteuer noch der Körperschaftsteuer. Der 

Gewinn wird vielmehr einheitlich und gesondert festgestellt und unmittelbar 

den Gesellschaftern zugerechnet. Bei den Gesellschaftern unterliegen die 

Gewinnanteile der Einkommensteuer oder aber der Körperschaftsteuer, je 

nachdem welche Rechtsform sie haben.  
 

Quelle: 

http://www.frankfurt-

main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/kg/ 
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KG-Vertrag (Muster)  
 
 
Vorbemerkung: 
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)  > Näheres zu AGB  
 
AGB sind für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierte Vertragsbedingungen, die 
eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines 
Vertrages vorgibt. Die zur Kontrolle von AGB geltenden Vorschriften des BGB (§§ 
305 - 310) (früher: AGB-Gesetz) legen Grenzen für das "Kleingedruckte", so werden 
Allgemeine Geschäftsbedingungen oft auch genannt, zugunsten des 
Vertragspartners fest. 
Ein Verstoß gegen das ABG-Recht kann erhebliche rechtliche Konsequenzen für den 
Verwender nach sich ziehen. 
 
Wir raten deshalb generell davon ab, Allgemeine Geschäftsbedingungen selbst 
zu erstellen oder Muster-AGB oder sogar fremde AGB ungeprüft zu 
verwenden. Der zulässige Wortlaut von AGB kann für einzelne Branchen 
unterschiedlich sein. Die Klauseln müssen für das Unternehmen im 
besonderen Einzelfall formuliert werden. Wenn eine unzulässige Bestimmung 
verwendet wird, gilt im Streitfall die gesetzliche Regelung, die meistens 
ungünstiger ist als eine nach dem AGB-Recht zulässige.  
 
Nur ein spezialisierter Jurist kann die recht unübersichtliche, aber zu beachtende 
Rechtsprechung zur Zulässigkeit von einzelnen Klauseln überschauen. Wir raten 
Ihnen deshalb, einen Rechtsanwalt mit der Erstellung von AGB zu beauftragen. 
 
___________________________________________ 
 
allgemein zur Verwendung von Vertragsmustern: 
Der Unternehmer schließt im Laufe seiner Geschäftstätigkeit eine Vielzahl von 
Verträgen ab. Um eine Orientierungshilfe zu bieten, stellen wir Musterverträge zur 
Verfügung. 
 
Bei vertragsrechtlichen Einzelfragen sollte jedoch grundsätzlich fachkundiger Rat, sei 
es bei den Industrie- und Handelskammern oder Rechtsanwälten, eingeholt werden.  
 
Dieses Vertragsformular wurde mit größter Sorgfalt erstellt, erhebt aber keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Es ist als Checkliste mit 
Formulierungshilfen zu verstehen und soll nur eine Anregung bieten, wie die typische 
Interessenlage zwischen den Parteien sachgerecht ausgeglichen werden kann. Dies 
entbindet den Verwender jedoch nicht von der sorgfältigen eigenverantwortlichen 
Prüfung. Der Mustervertrag ist nur ein Vorschlag für eine mögliche Regelung. Viele 
Festlegungen sind frei vereinbar. Der Verwender kann auch andere Formulierungen 
wählen. Vor einer Übernahme des unveränderten Inhaltes muss daher im eigenen 
Interesse genau überlegt werden, ob und in welchen Teilen gegebenenfalls eine 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/themen/vertragsrecht/agb
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Anpassung an die konkret zu regelnde Situation und die Rechtsentwicklung 
erforderlich ist. Auf diesen Vorgang hat die Industrie- und Handelskammer natürlich 
keinen Einfluss und kann daher naturgemäß für die Auswirkungen auf die 
Rechtsposition der Parteien keine Haftung übernehmen. Auch die Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen. Falls Sie einen maßgeschneiderten 
Vertrag benötigen, sollten Sie sich durch einen Rechtsanwalt Ihres Vertrauens 
beraten lassen. 
 
 
 
Gesellschaftsvertrag einer Kommanditgesellschaft - KG -  
 
Die Gesellschafter 
A. 
wohnhaft in  
B.  
wohnhaft in  
C.  
wohnhaft in  
 
verbinden sich zu einer Kommanditgesellschaft und schließen zu diesem Zweck den 
folgenden 
 
 
Gesellschaftsvertrag 
 
 
§ 1 Zweck der Gesellschaft 
(1) Die Gesellschafter gründen eine Kommanditgesellschaft.  
(2) Zweck der Gesellschaft ist……………………………………………….....……………, 
 
§ 2 Firma und Sitz der Gesellschaft 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma ………………………………………. KG 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist . 
 
§ 3 Beginn, Dauer 
(1) Die Gesellschaft beginnt am ……………………….. 
(2) Ihre Dauer ist unbestimmt (Bei Befristung die jeweilige Dauer einfügen). 
 
§ 4 Gesellschafter / Einlagen 
(1) Persönlich haftender Gesellschafter (Komplementär) ist der Gesellschafter A. 
Kommanditisten sind Gesellschafter B und C. 
(2) Der Komplementär A erbringt folgende Einlage: 
…………………………………………………………………………………………………... 
Der Kommanditist B erbringt folgende Einlage: 
…………………………………………………………………………………………………... 
Der Kommanditist C erbringt folgende Einlage: 
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(3) Dementsprechend betragen die Kapitalanteile 
Komplementär A .............. € 
Kommanditist B ............... € 
Kommanditist C ............... € 
Die Kapitalanteile sind Festkapitalanteile, die auf einem Kapitalkonto zu buchen sind. 
(4) Die in das Handelsregister einzutragende Haftsumme der Kommanditisten B und 
C entsprechen ihrem Festkapitalanteil. 
 
§ 5 Geschäftsführung und Vertretung 
(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung ist der Komplementär berechtigt und 
verpflichtet. Er ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.  
(2) Dem Komplementär obliegt die alleinige fachlich-technische Leitung.  
(3) Bei Geschäften, die über den gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der 
Gesellschaft hinausgehen, steht den Kommanditisten ein Widerspruchsrecht zu. 
Als derartige außergewöhnliche Geschäfte gelten insbesondere 
Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen 
Rechten sowie Rechten an Grundstücken und an grundstücksgleichen Rechten;  
Aufnahme und Gewährung von Darlehen und Eingehen von Verbindlichkeiten, die im 
Einzelfall einen Betrag von ................... € übersteigen. 
Macht ein Kommanditist von seinem Widerspruchsrecht Gebrauch, ist ein Beschluss 
sämtlicher Gesellschafter erforderlich. 
 
§ 6 Gesellschafterversammlungen, Gesellschafterbeschlüsse, Stimmrecht 
(1) Die Gesellschafter entscheiden über die ihnen nach Gesetz oder 
Gesellschaftervertrag zugewiesenen Angelegenheiten durch Beschlüsse, die in 
Gesellschafterversammlungen gefasst werden.  
(2) Eine Gesellschafterversammlung wird durch den Komplementär einberufen und 
geleitet. Sie ist mindestens einmal im Jahr einzuberufen.  
(3) Zu einer Gesellschafterversammlung ist unter Einhaltung einer Frist 
von ……………. schriftlich einzuladen. Die Frist beginnt mit der Absendung der 
Einladung. Tagungsort, Tagungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung 
mitzuteilen. Stimmen alle Gesellschafter zu, können Beschlüsse auch außerhalb 
einer Gesellschafterversammlung mündlich oder schriftlich gefasst werden. Werden 
die Beschlüsse mündlich gefasst, hat der Komplementär unverzüglich ein Protokoll 
zu erstellen und den Beteiligten vorzulegen.  
(4) Schreiben Gesetz oder Gesellschaftsvertrag nicht zwingend eine andere Mehrheit 
vor, werden die Gesellschafterbeschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Je ...... € des Kapitalkontos I gewähren eine Stimme. 
Stimmenthaltungen zählen nicht als abgegebene Stimme. Bei Stimmengleichheit gilt 
der Antrag als abgelehnt.  
(5) Der Zustimmung von 75 % der abgegebenen Stimmen bedürfen Beschlüsse über: 
- Änderung des Gesellschaftsvertrags, soweit nicht für einzelne Bestimmungen 
ausdrücklich etwas anderes geregelt ist,  
- Auflösung der Gesellschaft,  
- Aufnahme eines Gesellschafters,  
- ………................................................................................... 
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(6) Jeder Kommanditist ist berechtigt, eine Ausfertigung des Jahresabschlusses zu 
verlangen und dessen Richtigkeit unter Einsicht in die entsprechenden Unterlagen zu 
prüfen. Er kann auf seine Kosten einen zur Verschwiegenheit verpflichten Dritten bei 
der Wahrnehmung dieser Rechte hinzuziehen oder allein damit beauftragen. 
 
§ 7 Wettbewerb und tätige Mitarbeit 
(1) Der Komplementär verpflichtet sich, dem Unternehmen seine volle Arbeitskraft 
zur Verfügung zu stellen.  
(2) Nebentätigkeiten – gewerblicher / freiberuflicher Art oder auf arbeitsvertraglicher 
Basis – während der Vertragsdauer sind nicht zulässig; ebenso nicht die direkte oder 
indirekte Beteiligung an Konkurrenzunternehmen. Ausnahmen hiervon bedürfen 
eines Gesellschafterbeschlusses, der mit 75 % der Stimmen der übrigen 
Gesellschafter zu fassen ist.  
(3) Scheidet der Komplementär durch Kündigung aus der Gesellschaft aus, so darf er 
ab dem Tag der Wirksamkeit seines Ausscheidens _________________ Jahre lang 
im Umkreis von ____________ km Luftlinie, gemessen vom Sitz der Gesellschaft 
aus, ein Unternehmen ähnlichen oder gleichen Gegenstandes weder selbständig 
führen noch als Gesellschafter oder Geschäftsführer in einer solchen Gesellschaft 
tätig werden. 
 
§ 8 Buchführung, Bilanzierung 
(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gesellschaft hat unter Beachtung der 
steuerlichen Vorschriften Bücher zu führen und jährliche Abschlüsse zu erstellen.  
(2) Für jeden Gesellschafter wird ein bewegliches Kapitalkonto (Kapitalkonto II) 
geführt, über das laufende Entnahmen und Einlagen (mit Ausnahme der in § 4 
aufgeführten) sowie Gewinn- und Verlustanteile gebucht werden. 
 
§ 9 Verteilung von Gewinn und Verlust 
(1) Der Komplementär erhält für seine Tätigkeit – unabhängig davon, ob ein Gewinn 
erzielt worden ist – eine Vergütung, deren Höhe von der Gesellschafterversammlung 
festgesetzt und dem Umfang der Tätigkeit entsprechend angepasst wird.  
(2) An dem danach verbleibenden Gewinn oder Verlust der Gesellschaft sind die 
Gesellschafter entsprechend ihrer Beteiligung am Gesellschaftsvermögen gem. § 4 
Abs. 3 beteiligt.  
(3) Über die Entnahme der Gewinnanteile beschließt die Gesellschafterversammlung 
einstimmig / mit ___________ Mehrheit. 
 
§ 10 Urlaub / Krankheit 
(1) Dem Komplementär steht ein Jahresurlaub von _______ Tagen zu. Der Urlaub ist 
im wesentlichen in nicht mehr als ______________ Abschnitten zu nehmen. Urlaub, 
der bis zum 31. März des nachfolgenden Jahres nicht genommen wird, verfällt, ohne 
dass ein Anspruch auf eine Abgeltung entsteht.  
(2) Kann der Komplementär infolge Krankheit, Schwangerschaft oder sonstiger 
unverschuldeter Verhinderung seinen Gesellschaftsverpflichtungen nicht 
nachkommen, so besteht sein Anspruch auf die Tätigkeitsvergütung für einen 
Zeitraum von insgesamt einem Monat (30 Kalendertage) im Jahr fort. Danach erlischt 
der Anspruch auf die Tätigkeitsvergütung für die Zeit, während der der Gesellschafter 
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seinen Gesellschafterpflichten nicht nachkommt. Der Anspruch auf die 
Gewinnbeteiligung bleibt von dieser Regelung unberührt. 
 
§ 11 Kündigung der Gesellschaft 
(1) Der Komplementär kann die Gesellschaft mit einer Frist von 6 Monaten zum 
Jahresende mit eingeschriebenem Brief kündigen. Für die Rechtzeitigkeit der 
Kündigung kommt es nicht auf die Absendung, sondern den Zugang der Kündigung 
an. Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt hiervon 
unberührt. Der kündigende Gesellschafter scheidet aus der Gesellschaft aus. Die 
Gesellschaft wird von den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt. Verbleibt nach dem 
Ausscheiden nur ein Gesellschafter, ist dieser berechtigt, das Unternehmen mit allen 
Aktiva und Passiva fortzuführen. Dieses Recht ist bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
durch eingeschriebenen Brief auszuüben. Satz 2 gilt entsprechend. 
(2) Kündigt der Komplementär, sind die Kommanditisten berechtigt, zum 
Kündigungsstichtag einen neuen Komplementär aufzunehmen oder zu bestimmen, 
dass einer von ihnen die Stellung des Komplementärs übernimmt. Ist am 
Kündigungsstichtag kein Komplementär vorhanden, ist die Gesellschaft aufgelöst. 
 
§ 12 Ausschluss eines Gesellschafters 
(1) Ein Gesellschafter, in dessen Person ein wichtiger Grund vorliegt, der die übrigen 
Gesellschafter zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grunde berechtigen würde, 
kann aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden. Gleiches gilt, wenn über das 
Vermögen eines Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet wird oder ein 
Gläubiger eines Gesellschafters die Pfändung des Anteils am 
Gesellschaftsvermögen erwirkt hat.  
(2) Der Ausschluss erfolgt durch einstimmigen Beschluss der übrigen Gesellschafter. 
Mit dem Zugang dieses Beschlusses scheidet der betroffene Gesellschafter aus der 
Gesellschaft aus; die Gesellschaft wird von den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt. 
§ 11 Satz 6 gilt entsprechend.  
(3) Wird der Komplementär ausgeschlossen, sind die Kommanditisten berechtigt, 
einen neuen Komplementär aufzunehmen oder zu bestimmen, dass einer von ihnen 
die Stellung des Komplementärs übernimmt. Ist zu dem Zeitpunkt, in dem der 
Ausschluss wirksam wird, kein Komplementär vorhanden, ist die Gesellschaft 
aufgelöst. 
 
§ 13 Tod eines Gesellschafters 
(1) Beim Tod eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern 
ohne dessen Erben von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Verbleibt 
nach dem Tode des Gesellschafters nur eine Person, wird das Unternehmen unter 
Ausschluss der Liquidation mit allen Aktiva und Passiva von dieser fortgeführt. Den 
Erben des verstorbenen Gesellschafters steht ein Abfindungsguthaben nach 
Maßgabe des § 14 zu. 
(2) Stirbt der Komplementär, sind die Kommanditisten berechtigt, einen neuen 
Komplementär aufzunehmen und mit diesem die Gesellschaft fortzuführen oder zu 
bestimmen, dass einer von ihnen die Stellung des Komplementärs übernimmt. 
 
§ 14 Auseinandersetzung / Abfindung / Verbindlichkeiten 
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(1) In allen Fällen des Ausscheidens eines Gesellschafters ist eine 
Auseinandersetzungsbilanz zu erstellen. In diese Bilanz sind alle 
Vermögensgegenstände (Aktiva und Passiva) mit ihrem Zeitwert einzustellen. 
Unberücksichtigt bleibt ein etwaiger immaterieller Geschäftswert. Das sich danach 
ergebende Abfindungsguthaben ist mit Erstellung der Bilanz fällig und in 
_____________ Jahresraten, jeweils am 31.12., zu zahlen.  
(2) Die verbleibenden Gesellschafter verpflichten sich, den Ausscheidenden im 
Innenverhältnis von den zum Zeitpunkt des Ausscheidens – auch dem Grunde nach 
– bestehenden Verbindlichkeiten freizustellen.  
(3) Ergibt die Auseinandersetzungsbilanz ein negatives Kapitalkonto des 
ausscheidenden Gesellschafters, ist er bzw. sind seine Erben verpflichtet, dieses 
innerhalb einer Frist von ______________ auszugleichen. 
 
§ 15 Güterrechtliche Vereinbarungen 
Jeder Gesellschafter verpflichtet sich, mit seinem Ehegatten güterrechtliche 
Vereinbarungen zu schließen, die sicherstellen, dass der Anteil des Gesellschafters 
am Gesellschaftsvermögen bei Beendigung der Ehe von evtl. Ausgleichsansprüchen 
des Ehegatten ausgenommen wird. 
 
§ 16 Schlussbestimmungen 
(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies 
gilt auch für einen Verzicht auf das Schriftformerfordernis.  
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar 
sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht 
berührt. Insoweit verpflichten sich die Gesellschafter, die jeweilige Bestimmung durch 
eine wirtschaftlich sinnvolle, dem Sinn und Zweck des Vertrages Rechnung tragende 
Regelung zu ersetzen. 
(4) Als Gerichtsstand wird ………….. vereinbart 
 
 

(Anmerkung: An dieser Stelle kann auf Wunsch eine Schlichtungsvereinbarung 
und/oder Schiedsgerichtsvereinbarung getroffen werden. Zur Vereinbarung einer 
Schlichtungsklausel und/oder Schiedsklausel siehe Erläuterung unten) 
 
 
 
 
 
________________________ 
Ort, Datum 
 
 
__________________________ 
Unterschrift A 
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__________________________ 
Unterschrift B 
 
 
 
__________________________ 
Unterschrift C 
 
 
 

 
 
_______________________________________________ 
 
 
 
Anmerkung zu § 16 (3):  
 
a. 
Die Parteien können sich auch auf die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens 
(Schlichtungsklausel) einigen. Es kann zusätzlich vereinbart werden, dass ein 
Schlichtungsversuch gescheitert sein muss, bevor der Rechtsweg beschritten 
werden kann.  
 
 
Muster für eine Schlichtungsklausel: 
 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei Meinungsverschiedenheiten ein 
Schlichtungsverfahren mit dem Ziel durchzuführen, eine interessengerechte und faire 
Vereinbarung im Wege einer Mediation mit Unterstützung eines neutralen Schlichters 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen, rechtlichen, persönlichen und sozialen 
Gegebenheiten zu erarbeiten. Alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag oder über seine Gültigkeit ergeben, werden vor Einschaltung der 
Gerichte nach der Schlichtungsordnung  der Industrie- und 
Handelskammer ...............(z.B. XXXXX = Name der nächstgelegenen IHK mit 
Schlichtungsstelle) (oder der XXXX Institution) geschlichtet. 
 
 
b. 
Möglich wäre auch die Vereinbarung einer Schiedsgerichtsklausel.  
 
Muster für eine Schiedsgerichtsklausel: 
 
Alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit diesem Vertrag oder über seine 
Gültigkeit ergeben, werden nach der Schiedsgerichtsordnung der Industrie- und 
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Handelskammer ............. unter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges endgültig 
entschieden. Das gerichtliche Mahnverfahren bleibt aber zulässig.  
 
 
c. 
Möglich ist aber natürlich auch die Kombination von Schlichtung und bei Scheitern 
anschließendem Schiedsgerichtsverfahren. 
 
 
___________________________ 
 
allgemein zur Schlichtung  
(http://www.frankfurt-
main.ihk.de/recht/streitbeilegung/allgemein/schlichtung/index.html) 
und Schiedsgerichtsbarkeit  
(http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schiedsgericht/index.html) 
 
 
sowie zu Schlichtungsklauseln  
(http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schlichtung/klausel/index.html) 
oder         Schiedsklauseln  
(http://www.frankfurt-
main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schiedsgericht/klausel/index.html) 
 
 
 
___________________________________ 
 
 
Allgemeine Informationen zur Kommanditgesellschaft (KG): 
http://www.frankfurt-
main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/kg/index.html 
 
 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/allgemein/schlichtung/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/allgemein/schlichtung/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schiedsgericht/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schlichtung/klausel/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schiedsgericht/klausel/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/recht/streitbeilegung/schiedsgericht/klausel/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/kg/index.html
http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/kg/index.html


 

 

  

Offene Handelsgesellschaft (oHG)  
 

 

 
 

I. Begriffsbestimmungen und wesentliche Merkmale  

 

I. A. Begriffsbestimmungen:  

 

Ein Gewerbe liegt vor bei einer selbständigen, nach außen erkennbaren, legalen 

Tätigkeit, die auf Dauerhaftigkeit und Gewinnerzielung angelegt ist und kein freier Beruf 

(z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Steuerberater, etc.) sowie keine Urproduktion 

(Landwirtschaft, etc.) ist. 

 

In Deutschland herrscht Gewerbefreiheit. Jeder, der ein Gewerbe ausüben will, hat 

grundsätzlich dazu das Recht. 

 

Ein Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, kann auf verschiedene Arten organisiert 

werden. Jedes Unternehmen, das ein Gewerbe betreibt, muss die Regelungen der 

Gewerbeordnung (GewO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1987 

beachten. Zusätzlich fällt die oHG als Unternehmen, das schon eine gewisse 

Größenordnung erreicht hat, unter die organisationsrechtlichen Regelungen des 

Handelsgesetzbuchs (HGB), unabhängig davon, ob sie ein Handelsgewerbe im engeren 

herkömmlichen Sinne betreibt. 

 

Als Handelsgewerbe gelten nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) Unternehmen, die die 

typischen Handelstätigkeiten (früher: Grundhandelsgewerbe) ausüben: z. B. der Groß- 

und Einzelhandel, das produzierende Gewerbe, Bank- und Versicherungsgewerbe, 

Transportgewerbe, Handelsvertreter etc., Aber auch Personen, die ein handwerkliches 

oder sonstiges gewerbliches Unternehmen betreiben, gelten als Kaufleute. 

 

OHG´s sind wie alle Kaufleute verpflichtet, ihre Unternehmen ins Handelsregister 

eintragen zu lassen. Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb 

betreiben, der nicht in kaufmännischer Weise eingerichtet sein muss, brauchen nicht ins 

Handelsregister eingetragen werden. Sie sind dagegen nur verpflichtet, beim zuständigen 

Gewerbeamt ein Gewerbe anzumelden. Zur Unterscheidung zum Kaufmann nennt man 

diese Unternehmen kleinerer Größenordnung Kleingewerbetreibende (KGT) oder auch nur 

Gewerbetreibende. Diese Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb 

betreiben, der nicht in kaufmännischer Weise eingerichtet ist, können sich (freiwillig) in 

das Handelsregister eintragen lassen und gelten damit als Kaufmann mit allen Rechten 

und Pflichten. 

 

Sind mehrere Personen Inhaber eines kleingewerbetreibenden Unternehmens, 

so bezeichnet man diese Unternehmensstruktur als Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR).  

 

Aus einer GbR wird durch die Eintragung in das Handelsregister eine oHG. 

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich ausschließlich auf ein 

gewerbetreibendes Unternehmen, das sich in Form einer oHG organisiert hat. 

 

Die oHG ist eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes unter 

gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist und bei der alle Gesellschafter den Gläubigern 

unbeschränkt haften. 

http://www.frankfurt-main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/gbr/
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Das Recht der oHG ist in den §§ 105-160 Handelsgesetzbuch (HGB) geregelt. Ergänzend 

finden die Vorschriften über die Grundform jeder Gesellschaft, der Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts (GbR) (§§ 705-740 BGB) Anwendung. Von der Gesellschaftsform her 

gesehen kann man die OHG auch als eine besondere Ausgestaltung der GbR für das 

Handelsgewerbe auffassen. 

 

Die oHG ist besonders geeignet für gleichberechtigte und -verpflichtete Partner, die in 

der Regel selbst in der Gesellschaft tätig sind. Sie erfordert ein hohes Maß an 

gegenseitigem Vertrauen. Wegen der unbeschränkter Haftung genießt sie eine hohe 

Kreditwürdigkeit. 

 

Die oHG ist besonders geeignet für mittelständische Unternehmen (kleine und mittlere 

Unternehmen). 

 

I. B. Wesentliche Merkmale  

 

Gesellschaftsform 

 

Die oHG ist eine Personenhandelsgesellschaft. Anders als bei einer Kapitalgesellschaft 

steht nicht die Einbringung des Kapitals im Vordergrund, sondern der persönliche Einsatz 

der Gesellschafter. Diese setzen in der Regel ihre eigene Arbeitskraft ein, woraus sich 

eine gewisse persönliche Verbundenheit zu dem Unternehmen ergibt. Die Gründung der 

Personengesellschaft ist nicht von einem bestimmten Mindestkapital abhängig. 

 

Verfassung, Organe  

 

Die oHG besitzt keine eigene von den Gesellschaftern selbst unterschiedene 

Rechtspersönlichkeit. Trotzdem ist sie einer juristischen Person insoweit ähnlich, als sie 

vor Gericht klagen und verklagt werden kann. Sie kann Rechte erwerben und 

Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken 

erwerben. Jeder Gesellschafter hat Alleingeschäftsführungsbefugnis und 

Alleinvertretungsmacht. Es kann aber auch abweichendes vereinbart werden. 

 

Rechtsverhältnisse der Gesellschafter, Haftung  

 

Die Gesellschafter selbst sind Vollkaufleute. Für Gesellschaftsschulden haftet die oHG mit 

dem Gesellschaftsvermögen (Gesamthandsvermögen). Daneben haften alle 

Gesellschafter persönlich, auch mit ihrem Privatvermögen. Die Beschränkung der Haftung 

auf das Gesellschaftsvermögen ist nicht möglich. Jeder Gesellschafter haftet Dritten in 

voller Höhe. Er kann aber nach Inanspruchnahme durch Dritte Ausgleichsansprüche 

gegen die anderen Gesellschafter entsprechend des Gesellschaftsvertrages geltend 

machen. 

 

Die Gesellschafter einer oHG sind als Selbständige normalerweise nicht 

sozialversicherungspflichtig (Rentenversicherung, Krankenversicherung und 

Arbeitslosenversicherung). Eine freiwillige Weiterversicherung in der gesetzlichen 

Krankenversicherung ist für ehemalige Angestellte möglich. Außerdem besteht die 

Möglichkeit, eine Pflichtversicherung oder eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen 

Rentenversicherung zu beantragen. In einigen Branchen ist auch ein Unternehmer 

versicherungspflichtig in der gesetzlichen Unfallversicherung (Berufsgenossenschaften), 

wenn er keine Arbeitnehmer beschäftigt. 

 

 

 

 

 

 



II. Die Gründung einer oHG  

 

II. A. Wichtigste Erfordernisse  

 

Gesellschafter  

 

Die oHG entsteht durch Gesellschaftsvertrag von mindestens zwei Gesellschaftern. 

Gesellschafter einer oHG können natürliche und juristische Personen (z. B. bei der GmbH 

& Co. oHG), auch ausländische, sein. Außerdem können sich andere 

Personenhandelsgesellschaften als Gesellschafter beteiligen. Ein Wechsel der 

Gesellschafter ist nur mit Zustimmung aller Gesellschafter möglich, falls der Vertrag 

nichts anderes bestimmt. 

 

Kapital  

 

Die Höhe des Kapitals kann frei vereinbart werden. Ein Mindestkapital ist nicht 

erforderlich. 

 

Gegenstand  

 

Die oHG ist eine Handelsgesellschaft, d.h. nach der Definition des Handelsgesetzbuchs 

(HGB) ist ihr Geschäftszweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet. Außer 

einem typischen, traditionellen Handelsgewerbe (Großhandel, Einzelhandel) kann eine 

oHG wie jeder im Handelsregister eingetragene Kaufmann auch alle anderen in Form 

eines Gewerbes zulässigen Zwecke verfolgen (insbesondere auch Industrie, Handwerk 

und sonstige Dienstleistungen).  

 

Wenn ein Geschäftsbetrieb einer Gesellschaft in Art und Umfang einen in kaufmännischer 

Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, gilt das Unternehmen immer als 

Handelsgewerbe, unabhängig davon, ob es ins Handelsregister eingetragen wurde oder 

nicht. In der Beurteilung eines Unternehmens, ob es kaufmännisch geführt wird, ist 

insbesondere auf den Jahresumsatz, Art und Anzahl der Geschäftsvorgänge, 

Kreditaufnahme, Geschäftsräume, Beschäftigtenanzahl, Art der Buchführung, etc. 

abzustellen. 

 

Unternehmen, die nach Art und Umfang einen Geschäftsbetrieb betreiben, der nicht in 

kaufmännischer Weise eingerichtet ist, können sich freiwillig in das Handelsregister 

eintragen lassen und gelten damit als Kaufmann mit allen Rechten und Pflichten. Aus 

einer GbR wird durch die Eintragung eine oHG. 

 

Firma  

 

Die Firma ist der Name eines Unternehmens, mit dem es im Rechts- und 

Geschäftsverkehr auftritt. Die Firma der oHG kann den Familiennamen eines 

Gesellschafters, Phantasiezusätze oder Sachzusätze enthalten, solange sie 

Unterscheidungskraft und damit Namensfunktion besitzt. Sie kann auch als Kombination 

dieser Elemente gebildet werden. Die Rechtsform („offene Handelsgesellschaft“) muss 

stets angegeben werden. Sie kann auch abgekürzt werden: „oHG“. 

 

Die Firmenbestandteile dürfen allerdings nicht geeignet sein, Täuschungen über die Art 

oder den Umfang des Geschäfts oder die Verhältnisse des Geschäftsinhabers 

herbeizuführen. Die Firma muss sich deutlich von anderen bereits im Handelsregister 

eingetragenen Firmen am selben Ort bzw. in der selben Gemeinde unterscheiden. 

 

Nur das im Handelsregister eingetragene Unternehmen kann einen Firmennamen führen, 

der zusammen mit dem Geschäftsbetrieb verkauft, vererbt und verpachtet werden kann. 

 

 



II. B. Form- und Publizitätsvorschriften  

 

Gesellschaftsvertrag  

 

Im Gesellschaftsvertrag sollte geregelt werden: Gegenstand, Firma, Art und Umfang der 

Einlagen der Gesellschafter, Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnis, Gewinn- und 

Verlustverteilung, Beendigung der Gesellschaft und Ausscheiden von Gesellschaftern. 

 

Für den Abschluss des Gesellschaftsvertrages existieren keine Formvorschriften. Es 

empfiehlt sich allerdings, einen schriftlichen Vertrag zu schließen. Wenn nichts anderes 

vereinbart ist, gilt das Handelsgesetzbuch (HGB).  

 

 

Kapital  

 

Das Gesellschaftsvermögen steht allen Gesellschaftern zur gesamten Hand zu. Jeder 

Gesellschafter ist an der oHG mit seinem Kapitalanteil beteiligt, dessen Höhe aus der 

Bilanz ersichtlich ist und auf einen bestimmten Geldbetrag lautet. 

 

Die Einlage kann in Geld, Sachwerten oder in der Leistung von Diensten bestehen. Die 

Modalitäten der Einzahlung können frei vereinbart werden. 

 

Bestellung der Organe  

 

Besondere Organe, die die Geschäftsführung ausüben, bestehen neben den 

Gesellschaftern nicht. 

 

Erfüllung der Publizitätsvorschriften  

 

Die oHG ist zur Eintragung ins Handelsregister über einen Notar anzumelden. Der 

Gesellschaftervertrag muss dem Handelsregister nicht eingereicht werden. 

 

Die Anmeldung zum Handelsregister ist von sämtlichen Gesellschaftern vorzunehmen. 

Sie muss den Namen, Vornamen, Beruf und Wohnort der Gesellschafter, die Firma der 

Gesellschaft und den Ort, an dem sie ihren Sitz hat, und den Zeitpunkt des Beginns 

enthalten. Die Anmeldung hat in öffentlich beglaubigter Form (durch einen Notar) zu 

erfolgen. Die vertretungsberechtigten Gesellschafter müssen die Firma nebst 

Namensunterschrift zeichnen. 

 

Dem Notar unbekannte Gründer müssen sich durch gültige Ausweispapiere legitimieren. 

Für den Fall, dass eine erschienene Person nicht im eigenen Namen, sondern für eine 

andere Person handelt: schriftliche Vollmacht bzw. nachträgliche Einwilligung in notariell 

beglaubigter Form. Falls die Unterschrift unter einer Vollmacht von einem ausländischen 

Notar beglaubigt wird, ist je nach Herkunftsland die Legalisation (oder die Apostille) 

erforderlich. Erstere kann durch einen Konsul der Bundesrepublik Deutschland erteilt 

werden. 

 

Falls eine juristische Person zu den Gründern gehört, muss die Existenz der juristischen 

Person durch beglaubigten Handelsregisterauszug (bei ausländischen Unternehmen: 

dementsprechende amtliche Registrierungsunterlagen) nachgewiesen werden. 

 

Die Eintragungen in das Handelsregister werden durch Veröffentlichung im 

Bundesanzeiger und mindestens einer anderen Zeitung bekanntgemacht. 

 

 

 

 

 



III. Funktionsweise der oHG  

 

III. A. Die Geschäftsleitung der oHG  

 

Handelnde Organe  

 

Geschäftsführung nach innen  

 

Die Geschäftsführung wird gemeinsam ausgeübt (Prinzip der Selbstorganschaft). Es gilt 

Einzelgeschäftsführungsbefugnis. Der Gesellschaftervertrag kann aber auch andere 

Regelungen vorsehen und z. B. einzelne Gesellschafter von der Geschäftsführung ganz 

oder teilweise ausschließen. Die gesetzlich vorgesehene Einzelgeschäftsführungsbefugnis 

gilt nur für Handlungen, die der gewöhnliche Betrieb des Handelsgewerbes dieser oHG 

mit sich bringen. Für ungewöhnliche Geschäfte ist ein Gesellschafterbeschluss 

erforderlich. 

 

Gesellschafterbeschlüsse sind grundsätzlich einstimmig zu fassen. Das Verfahren ist 

formfrei. 

 

Vertretung nach außen  

 

Die Vertretung nach außen gegenüber Dritten erfolgt durch die Gesellschafter selbst 

(organschaftliche Vertretung). Vertretungsberechtigt ist grundsätzlich jeder 

Gesellschafter in Einzelvertretungsmacht. Der Gesellschaftervertrag kann aber auch 

Abweichungen gem. § 126 Abs. 3 HGB vorsehen. Danach kann die Vertretungsmacht auf 

eine von mehreren Niederlassungen beschränkt werden. Zur Wirkung der Beschränkung 

der Vertretungsmacht ist die entsprechende Eintragung ins Handelsregister erforderlich. 

 

Nichtgesellschaftern kann mit der Prokura eine Vertretungsbefugnis eingeräumt werden. 

Die Erteilung der Prokura muss ins Handelsregister eingetragen werden. 

 

Geschäftspapiere  

 

Auf den Geschäftspapieren sind folgende Angaben zu machen: Firmennamen, 

Rechtsform, Ort der Niederlassung, Amtsgericht des Handelsregisters, 

Handelsregisternummer. 

 

Bei einer Gesellschaft, bei der kein Gesellschafter eine natürliche Person ist, sind 

außerdem die Firmen der Gesellschafter sowie deren Eintragungsdaten anzugeben. 

 

 

III. B. Kontrolle und Jahresabschluss  

 

Kontrolle und Informationsrecht der Gesellschafter  

 

Jeder Gesellschafter kann sich persönlich unterrichten und Handelsbücher und Papiere 

einsehen sowie eine Bilanz und einen Jahresabschluss anfertigen. Dies gilt selbst dann, 

wenn er von der Geschäftsführung ausgeschlossen ist. 

 

Buchführung und Jahresabschluss  

 

Als kaufmännisches Unternehmen ist die Gesellschaft verpflichtet, Handelsbücher zu 

führen und in diesen ihre Handelsgeschäfte und ihre Vermögenslage nach den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ersichtlich zu machen. Am Schluss eines 

jeden Geschäftsjahres ist eine Bilanz (Jahresbilanz) und eine Gewinn- und 

Verlustrechnung aufzustellen (in deutscher Sprache und in Euro). 

Die Prüfung des Jahresabschlusses und die Offenlegung oder Publizität des 

Jahresabschlusses sind ebenfalls nicht vorgesehen, außer bei Kreditinstituten oder 



Gesellschaften, die dem Gesetz über die Rechnungslegung von bestimmten Unternehmen 

und Konzernen unterfallen. 

 

 

IV. Steuern 

 

Die OHG ist eine Personengesellschaft. Personengesellschaften selbst unterliegen weder 

der Einkommensteuer noch der Körperschaftsteuer. Der Gewinn wird vielmehr einheitlich 

und gesondert festgestellt und unmittelbar den Gesellschaftern zugerechnet. Bei den 

Gesellschaftern unterliegen die Gewinnanteile der Einkommensteuer oder aber der 

Körperschaftsteuer, je nachdem welche Rechtsform sie haben.  

 
Quelle: http://www.frankfurt-

main.ihk.de/starthilfe_foerderung/existenzgruendung/rechtsfragen/idem/ohg/ 



 

 

Mustervertrag einer Offenen Handelsgesellschaft (OHG) 

Es handelt sich hier lediglich um ein Muster eines Gesellschaftsvertrages, welches nicht 
auf alle Erscheinungsformen einer OHG anzuwenden ist. Das Beispiel zeigt, wie der 
Gesellschaftsvertrag zur Errichtung einer OHG unter Einbringung des Geschäfts eines 
Einzelkaufmanns aussehen kann. 

Die Satzung geht von folgendem Gründungsfall aus:
Friedrich Fuchs betreibt ein florierendes im Handelsregister eingetragenes 
Einzelunternehmen unter der Firma "Friedrich Fuchs- Wild- und Geflügelmetzgerei e.K.". 
Herr Fuchs möchte seinen Freund Heinrich Hase als gleichberechtigten Kompagnon 
aufnehmen.
  

§ 1 Name, Sitz
Die Gesellschafter Friedrich Fuchs und Heinrich Hase errichten unter der Firma "Fuchs & 
Hase Wild- und Geflügelspezialitäten OHG" eine offene Handelsgesellschaft, die das von 
Herrn Fuchs bisher allein geführte Geschäft betreibt. Der Gesellschafter Hase haftet nicht 
für die im Betrieb des Geschäfts entstandenen Verbindlichkeiten des bisherigen Inhabers.
Sitz der Gesellschaft ist Stade. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb einer Wild- und Geflügelmetzgerei sowie 
der Groß- und Einzelhandel mit Wild und Geflügel aller Art. 
Die Gesellschaft darf Zweigniederlassungen errichten und gleichartige Unternehmen 
erwerben oder sich an ihnen beteiligen. 

§ 3 Dauer, Geschäftsjahr
Die Gesellschaft beginnt mit Abschluß dieses Vertrages. Die Gesellschafter stimmen 
einer Aufnahme der Geschäftstätigkeit vor Eintragung im Handelsregister ausdrücklich zu.
Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 4 Einlagen
Der Gesellschafter Friedrich Fuchs bringt in die Gesellschaft das bisher von ihm 
betriebene Einzelunternehmen "Friedrich Fuchs Wild- und Geflügelmetzgerei e.K." mit 
allen in der zum 31.12.2001 aufgestellten Bilanz enthaltenen Aktiven und Passiven. Die 
erstellte Bilanz wird von den Gesellschaftern als bindend anerkannt. Der Wert der Einlage 
von Fuchs wird mit 200.000,- Euro angenommen. 
Der Gesellschafter Hase leistet eine Einlage von 200.000,- Euro in bar. 
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Die Einlagen bilden das Festkapital der Gesellschaft und werden auf festen Kapitalkonten 
gebucht. 

§ 5 Geschäftsführung, Vertretung
Zur Geschäftsführung sind beide Gesellschafter berufen, und zwar jeweils einzeln. Beide 
Gesellschafter haben der Gesellschaft ihre volle Arbeitskraft zu widmen.
Die Gesellschaft wird durch jeden der beiden Gesellschafter allein vertreten. 

§ 6 Tätigkeitsvergütung
Für ihre Geschäftsführungstätigkeit erhalten die Gesellschafter Fuchs und Hase monatlich 
je Euro 2500,-. Dieser Betrag soll jeweils nach Ablauf von zwei Jahren unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Lebenshaltungskosten neu festgesetzt werden.
Ist ein Gesellschafter durch Krankheit länger als sechs Monate an der Geschäftsführung 
verhindert, kann für ihn eine Hilfskraft eingestellt werden, deren Gehalt zulasten der 
Tätigkeitsvergütung des betreffenden Gesellschafters geht. Dauert die Krankheit länger als 
ein Jahr, so hat der andere Gesellschafter das Recht, die Gesellschaft zu kündigen und 
das Handelsgeschäft mit Aktiven und Passiven unter unveränderter Firma allein 
fortzuführen. Das Abfindungsguthaben des betroffenen Gesellschafters bestimmt sich nach 
§ 12 dieses Vertrages. 

§ 7 Gesellschafterbeschlüsse
Gesellschafterbeschlüsse können nur von beiden Gesellschaftern einstimmig gefasst 
werden. Abweichend von § 5 dieses Vertrages ist für die Vornahme außergewöhnlicher 
Geschäfte ein vorheriger Gesellschafterbeschluss erforderlich. Dazu gehören insbesondere 

n Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken 
n Abschluss von Mietverträgen 
n Aufnahme von Krediten über Euro 50.000,- 
n Übernahme von Bürgschaften oder Garantiezusagen 
n Eingehung von Wechselverbindlichkeiten 
n Einstellung und Entlassung von Personal 

§ 8 Gewinn- und Verlustverteilung 
Von dem Jahresgewinn des ersten Geschäftsjahres (Rumpfjahr) erhalten Fuchs 60% und 
Hase 40%. Beginnend mit dem darauffolgenden Geschäftsjahr erhalten Fuchs und Hase 
jeweils die Hälfte.
Die Gesellschafter nehmen am Verlust je zur Hälfte teil. Das gleiche gilt für eine etwaigen 
Liquidationsgewinn oder -verlust. 

§ 9 Entnahmen
Jeder Gesellschafter ist berechtigt, 80% seines Gewinnanteils am Ende des 
Geschäftsjahres zu entnehmen, in dem der Gewinn erzielt wurde. Darüber hinausgehende 
Entnahmen sind nur in beiderseitigem Einverständnis der Gesellschafter zulässig. 

§ 10 Kündigung
Jeder Gesellschafter kann das Gesellschaftsverhältnis mit einer Frist von einem halben 
Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres kündigen, erstmals jedoch zum 31.12.2005. Die 
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Kündigung hat mit eingeschriebenem Brief zu erfolgen. Kündigt ein Gesellschafter die 
Gesellschaft, so hat der andere Gesellschafter das Recht, das Geschäft unter Ausschluss 
der Abwicklung mit allen Aktiven und Passiven zu übernehmen und unter unveränderter 
Firma fortzuführen. Das gleiche gilt, wenn ein Gesellschafter aus der Gesellschaft 
ausscheidet.
Ein Gesellschafter scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn 

n Über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung des 
Verfahrens mangels ausreichender Masse abgelehnt wird, 

n sein Auseinandersetzungsguthaben von einem Privatgläubiger gepfändet und die 
Pfändung nicht innerhalb von drei Monaten wieder aufgehoben wird, oder 

n durch gerichtliche Entscheidung die Auflösung der Gesellschaft wegen Vorliegens 
eines wichtigen, in der Person des Gesellschafters liegender Grund ausgesprochen 
wird. 

§ 11 Tod eines Gesellschafters
Beim Tode eines Gesellschafters wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern mit den 
Erben oder anderweitig durch Verfügung von Todes wegen berufenen Personen fortgeführt. 

§ 12 Auseinandersetzung
Das Auseinandersetzungsguthaben des ausscheidenden Gesellschafters wird aufgrund 
einer Auseinandersetzungsbilanz ermittelt, in der die Vermögensgegenstände und 
Verbindlichkeiten mit ihren wahren Werten anzusetzen sind. Ein Firmenwert und sonstige 
immaterielle Vermögensgegenstände werden nicht angesetzt.
Das so ermittelte Auseinandersetzungsguthaben ist dem ausscheidenden Gesellschafter 
in sechs gleichen Halbjahresraten auszuzahlen, erstmals drei Monate nach dem 
Ausscheidensstichtag. Ausstehende Beträge sind mit 2 % über Basiszinssatz zu 
verzinsen. Der Gesellschaft ist eine frühere Auszahlung gestattet. Der Ausscheidende 
kann eine Sicherstellung nicht verlangen. 

§ 13 Liquidation
Wird die Gesellschaft aufgelöst, ohne dass ein Gesellschafter von seinem 
Übernahmerecht Gebrauch macht, erfolgt die Abwicklung durch beide Gesellschafter als 
Liquidatoren.
Der Liquidationserlös steht den Gesellschaftern im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten 
zu. 

§ 14 Vertragsänderungen
Dieser Vertrag kann nur einstimmig geändert werden. Für Vertragsänderungen gilt das 
Erfordernis der Schriftform, soweit nicht das Gesetz zwingend eine andere Form 
vorschreibt. 

§ 15 Schlussbestimmungen
Soweit dieser Vertrag keine abweichende Regelung enthält, finden die gesetzlichen 
Bestimmungen Anwendung, insbesondere §§ 105 ff HGB.
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Eine unwirksame 
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Bestimmung ist durch eine solche zu ersetzen, die dem angestrebten wirtschaftlichen 
Zweck möglichst nahe kommt.
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Stade. 

  

  

Wichtig: Es handelt sich hier lediglich um ein unverbindliches Muster eines 
Gesellschaftsvertrages. Spezielle Fragen sind mit dem beurkundenden Notar 
abzustimmen. 

© Industrie- und Handelskammer Stade 
Für die Richtigkeit der in dieser Website enthaltenen Angaben können wir trotz sorgfältiger 
Prüfung keine Gewähr übernehmen.
Bei den angelinkten externen Seiten handelt es sich ausschließlich um fremde Inhalte, für 
die wir keine Haftung übernehmen und deren Inhalt wir uns nicht zu eigen machen.

Ansprechpartner:
Ass. Holger Bartsch
Tel.: 04141 524-144
Fax: 04141 524-222

  Holger.Bartsch@stade.ihk.de

Dokument-Nummer: 22826 
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Satzung 

Satzung des Vereins „Bürger für Böhlen“ e. V. 

§ 1 - Name und Sitz 

(1) Der Verein trägt den Namen „Bürger für Böhlen“ e. V. 

(2) Er hat seinen Sitz in Böhlen. 

(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 - Zweck 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige 

Wohlfahrtszwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 

Abgabeordnung. 

Zweck des Vereines ist die Förderung und Pflege bürgerschaftlichen Engagements für die 

nachhaltige Entwicklung der Gemeinde im Sinne der „Agenda 21“. 

 

Dazu zählen insbesondere 

- die Förderung und Pflege des Gemeinsinns und des bürgerlichen Engagements in der 

Gemeinde; 

- die Förderung der dörflichen und wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondere der 

Versorgung älterer Bürger; 

- die Förderung und Pflege des dörflichen Lebens und des Brauchtums; 

- die Förderung und Pflege der gesellschaftlichen, sozialen, kulturellen und sportlichen 

Entwicklung; 

- die Förderung der Entwicklung und Betreuung von Kindern, Jugendlichen und Senioren. 

 

Der Satzungszweck wird verwirklicht durch: 

- das Betreiben eines dem Gemeinwohl dienenden soziokulturellen Bürgerzentrums, 

- den Aufbau und das Betreiben eines gemeinschaftlich getragenen „Bürgerladens“, 

- die Hilfestellung für ältere und gebrechliche Bürger der Gemeinde, 

- weiterführende Aufgaben wie z. B. Seniorenbetreuung, gegenseitige Hilfe und 

Unterstützung bei Aufgaben, die diese Bürger allein, ohne Hilfe, nicht mehr bewältigen 

können. 

 

§ 3 - Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 

(2) Mittel des Vereines dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereines.  

(3) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 

Vereines außer den selbst eingezahlten Mitteln oder persönlich selbst eingebrachten 

Anteilen keine Anteile des Vereinsvermögens. 

(4) Alle Mittel, die der Verein erwirtschaftet, verbleiben im Verein bzw. werden 

gemeinnützigen Zwecken bei Auflösung zugeführt (siehe § 9, Abschnitt 2). 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 

(6) Personal wird hauptsächlich aus den Reihen von Erwachsenen rekrutiert und mit 

unter Zuhilfenahme von Fördermitteln im Verein angestellt. 

 

§ 4 - Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereines kann jede natürliche und juristische Person werden. 

(2) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. Gegen die 

Ablehnung der Aufnahme kann die Mitgliederversammlung angerufen werden. 

(3) Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum Jahresende möglich. Er erfolgt durch 

Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 4 Wochen. Die 

Erklärung soll schriftlich abgegeben werden. 

(4) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereines schwer verstoßen hat 



oder trotz Mahnung mit dem Beitrag für drei Monate im Rückstand bleibt, so kann es 

durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. Dem Mitglied muss 

vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung gegeben werden. Gegen die 

Ausschließung (den Ausschließungsbeschluss) kann Berufung bei der 

Mitgliederversammlung eingelegt werden. 

(5) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.  

 

§ 5 - Beiträge 

(1) Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der 

Mitgliederversammlung. Zur Festsetzung der Beiträge ist eine 2/3- Mehrheit erforderlich.  

(2) Der Verein finanziert seine Aufgaben durch Zuwendung der öffentlichen Hand und 

Spenden von Unternehmen und Privatpersonen sowie durch Erlöse aus dem Verkauf von 

Waren des Bürgerladens selbst. 

(3) Die Gemeinde, die selbst Mitglied des Vereines ist, sichert eine Anschubfinanzierung 

sowie eine mögliche Finanzierung der Unterdeckung in den ersten 5 Jahren nach 

Maßgabe des Haushaltes. Nach diesem Zeitraum ist die wirtschaftliche Eigenständigkeit 

des Vereines zu sichern oder § 3, Abschnitt 4 tritt in Kraft. 

(4) Die Gründungsmitglieder entrichten einen Einmalbeitrag in Höhe von 50,00 Euro. 

 

§ 6 - Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und 

dem Kassierer. Bis zu vier Beisitzer üben eine beratende Funktion aus und müssen nicht 

Mitglied des Vereines sein. 

(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist der Vorsitzende. Er vertritt den Verein gerichtlich 

und außergerichtlich. 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf drei Jahre gewählt. Eine 

Wiederwahl ist möglich. Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende werden in 

einem besonderen Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder 

bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind und 

ihre Amtstätigkeit aufnehmen können. 

(4) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereines. 

(5) Zur Führung des Bürgerladens (siehe § 2) werden Arbeitskräfte mit Arbeitsvertrag 

eingestellt. Der Vorstand erhält eine Aufwandsentschädigung für seine Tätigkeit. 

(6) Unterschriftsberechtigt für den Verein ist der erste Vorsitzende sowie der 

stellvertretende Vorsitzende gemeinsam mit dem Kassierer. 

 

§ 7 - Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 

(2) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es das Interesse 

des Vereines erfordert oder die Einberufung von 1/5 sämtlicher Vereinsmitglieder unter 

Angabe der Gründe gegenüber dem Vorstand verlangt wird. 

(3) Der Mitgliederversammlung sind die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur 

Beschlussfassung über die Genehmigung und Entlastung des Vorstandes schriftlich 

vorzulegen. Sie bestellt zwei Rechnungsprüfer, die dem Vorstand nicht angehören dürfen, 

um unangemeldet die Buchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das 

Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten. 

(4) Die Mitgliederversammlung entscheidet über  

 

a) den Haushaltsplan des Vereines, 

b) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundstücken, 

c) Beteiligung an Gesellschaften, 

d) Aufnahme von Darlehen ab 2.500,00 Euro, 

e) Satzungsänderungen, für die eine 2/3-Mehrheit erforderlich ist, 

f) die Wahl der Vorstandsmitglieder, 

g) die Entlastung des Vorstandes, 

h) allgemeine Richtlinien für die Tätigkeit des Vereines und 

i) Auflösung des Vereines. 

 



Über diese Punkte darf nur abgestimmt werden, wenn sie auf der mit der Einladung 

versandten Tagesordnung aufgeführt werden. 

 

§ 8 - Beurkundung der Beschlüsse 

(1) Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen gefassten Beschlüsse sind 

schriftlich niederzulegen und vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu 

unterzeichnen. 

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Es kann sich durch ein schriftlich bevollmächtigtes 

anderes Mitglied vertreten lassen. 

(3) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit der einfachen Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gefasst. 

(4) Über eine Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereines kann nur 

beschlossen werden, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder erschienen oder 

vertreten ist. Ist diese Voraussetzung nicht erfüllt, so kann eine zweite 

Mitgliederversammlung, die frühestens 14 Tage nach der ersten einzuberufen ist, ohne 

Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen oder vertretenen Mitglieder über eine 

Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereines beschließen. Bei der Einberufung 

ist hierauf besonders hinzuweisen. 

(5) Über die in der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift 

anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu unterschreiben und von einem Mitglied, das an 

der Versammlung teilgenommen hat, gegenzuzeichnen ist. 

 

§ 9 - Auflösung des Vereines und Vermögensbildung 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine Mehrheit von 2/3 erforderlich. Der 

Beschluss kann nur bei rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitglieder-

versammlung gefasst werden. 

(2) Das Vermögen des Vereines fällt nach Auflösung oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke der Gemeinde Böhlen zu, um Einrichtungen bzw. Maßnahmen für ältere Bürger 

der Kommune zu unterstützen.  

 

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung 

des Finanzamtes ausgeführt werden. 

 

§ 10 - Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Beschluss durch die Gründungsversammlung in Kraft. 

 
Böhlen, den 21. 04. 2008 

 



Satzung des Vereins Unser Laden Roringen e.V.

§ 1 Name und Sitz des Vereins
Der Verein führt den Namen: Unser Laden Roringen e.V.

1. Er hat den Sitz in Roringen, Ortsteil der Stadt Göttingen und wird in das Vereinsregister beim Amtsgericht in
Göttingen eingetragen.

§ 2 Zweck des Vereins
1. Der Zweck des Vereins ist die Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung mit den Dingen des täglichen Lebens

und die Erhöhuing der Lebensqualität in unserem Ort.
2. Der Verein macht es sich zur Aufgabe in Roringen einen Dorfladen zu betreiben. Der Betrieb des Ladens ist nicht in

erster Linie auf Gewinnerzielung ausgerichtet, sondern es wird eine kostendeckende, günstige Versorgung für alle
Einwohner unseres Ortes angestrebt. Mit dem Betrieb ist insbesondere verbunden:
a) Die Führung aller ordentlichen und außerordentlichen Geschäfte, wie sie für den Ladenbetrieb nötig sind;
b) Die Vertretung der Vereinsinteressen bei allen Organisationen, Institutionen und Körperschaften auf Stadt, Landes-

Bundes-, und Europaebene die für Dorfläden bedeutende Förderungen, Funktionen oder Vorschriften bereithalten,
erfüllen oder erlassen.

c) Die kulturelle Zusammenarbeit mit anderen Organisationen auf Orts-, nationaler und internationaler Ebene.
3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine

Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.
4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe

Vergünstigungen begünstigt werden.
5. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.

§ 3 Mitgliedschaft (Ein-, und Austritt, Ausschluß)
1. Eintritt:

Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf
der Zustimmung der gesetzlichen Vertreter. Über die Aufnahme entscheidet der Vereinsvorstand.

2. Austritt:
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluß oder Tod. Der dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklärende
Austritt ist jederzeit mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende des Geschäftsjahres möglich.

3. Ausschluß:
Ein Ausschluß erfolgt:
a) bei grobem oder wiederholten Verstoß gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins;
b) wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereins oder wegen unkameradschaftlichen

Verhaltens.
Über den Ausschluß entscheidet der Vorstand mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Stimmen.

§ 4 Organe des Vereins
Die Organe des Vereins sind:
a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung

§ 5 Der Vorstand
1. Der Vorstand besteht aus:

a) dem ersten Vorsitzenden
b) dem ersten Stellvertreter
c) dem zweiten Stellvertreter
d) dem Protokollführer

2. Nach außen vertretungsberechtigt sind jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam.
3. Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist möglich.
4. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so wird dieses Amt auf der nächsten

Mitgliederversammlung neu vergeben. Bis dahin wird vom Restvorstand ein Mitglied ernannt, welches das Amt bis
zur Neuwahl kommissarisch führt.

5. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er verwaltet das Vermögen und führt die Vereinsbeschlüsse
aus. 

6. Im Innenverhältnis gilt, das der Vorstand die Ausgaben, die nicht mit dem normalen Betrieb des Ladens in Verbindung
stehen (Bestellung v. Ware, Zahlung von Steuern und Abgaben, Zahlung von Gehältern, etc.). Im Einzelfall nur
Ausgaben bis zu einem durch die Mitgliederversammlung festzulegenden Betrag ohne Zustimmung der
Mitgliederversammlung vornehmen darf.

7. Über alle Sitzungen des Vorstandes ist durch den Protokollführer eine Niederschrift anzufertigen.
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§ 6 Die Mitgliederversammlung
1. Die ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet einmal jährlich im ersten Quartal des

Kalenderjahres statt.
2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung wird einberufen:

a) wenn mindestens 1/5 aller Mitglieder schriftlich, unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragen
b) oder wenn es der Vorstand mit 3/4 Mehrheit beschließt.

3. Zu den Mitgliederversammlungen ist schriftlich, unter Bekanntgabe der Tagesordnung, mit einer Frist von mindestens
zwei (bei außerordentlichen Mitgliederversammlungen: einer) Woche einzuladen.

4. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlußfähig.
Stimmberechtigt und wählbar sind alle Mitglieder, die voll geschäftsfähig sind.

5. Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) die Entgegennahme des Berichts des Vorstandes und Kassenprüfer;
b) die Entlastung des Vorstandes;
c) die Wahl des Vorstandes;
d) die Wahl von drei Kassenprüfern auf die Dauer von einem Jahr (Wiederwahl ist zweimal möglich, danach muß min-

destens ein Jahr Pause sein);
e) Rückzahlung des Vereinsbeitrages (§9)
f) Beschlußfassung über Satzungsänderungen (§7) und wichtige Vereinsangelegenheiten.

6. Soweit nichts anderes vorgesehen ist entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit,
Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Stimmenenthaltungen bleiben unberücksichtigt.

7. Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese ist vom ersten Vorsitzenden und vom
Protokollführer zu unterzeichnen. Die Niederschrift muß auf der nächsten Mitgliederversammlung verlesen und durch
die Versammlung genehmigt werden.

§ 7 Satzungsänderungen
Eine Änderung oder Neufassung der Satzung, auch des Vereinszwecks, kann nur in einer Mitgliederversammlung
beschlossen werden. Hierzu ist eine 2/3 Mehrheit der Abstimmenden erforderlich. Enthaltungen bleiben unberück-
sichtigt.

§ 8 Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31 Dezember.

§ 9 Mitgliedsbeiträge
Der Mitgliedsbeitrag* ist einmalig bei Eintritt in den Verein fällig. Bei einem Austritt aus dem Verein kann eine
Rückzahlung nicht erfolgen. Eine Änderung des Beitrages gilt immer für alle bestehenden und neuen Mitglieder gemein-
sam. Die Höhe des Beitrages wird durch die Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Stimmen fest-
gelegt.

§ 10 Gewinnverwendung/Verlustdeckung
Über die Gewinnverwendung bzw. eine Verlustdeckung aus dem laufenden Ladenbetrieb entscheidet die
Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes. Näheres regelt ein Versammlungsbeschluß. 

§ 11 Auflösung des Vereins
1. Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer eigens zu diesem Zweck und unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist

einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur der
Punkt „Auflösung des Vereins“ stehen.

2. Die Auflösung des Vereins kann nur durch Beschluß einer 2/3 Mehrheit aller stimmberechtigten Mitglieder gefaßt wer-
den.

3. In der Versammlung sind die Liquidatoren zu bestellen, die dann die Geschäfte abwickeln.
4. EIn nach der Liquidation gegebenenfalls noch vorhandenes Vermögen fällt an den Ortsrat Roringen.

§ 12 Satzungsbeschluß
Die Satzung tritt mit Eintragung ins Vereinsregister in Kraft.

* Der Mitgliedsbeitrag beträgt einmalig 100,00 €

Bankverbindung: Sparkasse Göttingen: Kto: 553 005 86 BLZ 260 500 1 Stichwort: Unser Laden

Anschrift: Unser Laden Roringen e.V. . Venusring 31 . 37077 Göttingen
Tel.: 0551 - 9 99 66 22 . Fax 0551 - 9 99 68 44 . e-Mail: unserladenroringen@t-online.de . Internet: www.roringen.net
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